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Zuschläge auf Renten wegen Erwerbsminderung – SoVD erzielt wichtigen (Teil-)Erfolg

Aus dem Job rein in die Armut?
Wer eine Erwerbsminderungs-

rente bezieht, könnte demnächst 
mehr Geld erhalten. Vorgesehen 
ist laut Bundesarbeitsminister 
Hubertus Heil (SPD) ein Zu-
schlag von bis zu 7,5 Prozent. 
Erstmals würden davon auch 
Menschen profitieren, die be-
reits vor 2014 beziehungsweise 
2019 eine Erwerbsminderungs-
rente bezogen haben. Mit seinem 
Einsatz für diese sogenannten 
Bestandsrentner*innen findet 
der SoVD bei der Politik somit 
nun endlich Gehör.

In den Genuss der geplanten 
Verbesserungen kämen rund 
drei Millionen Rentner*innen in 
Deutschland. Bei aller Freude 
über das Rentenplus stößt vor 
allem ein Punkt jedoch beim 
SoVD – und sicher auch bei den 
Betroffenen selbst – auf Unver-
ständnis. Denn gelten soll das 
neue Gesetz erst ab Juli 2024.

Kurz vor Bekanntwerden des 
Reformentwurfs hatten mehrere 
Sozial- und Wohlfahrtsverbände 
sowie Gewerkschaften an die 
Bundesregierung appelliert, ihr 

Vorhaben aus dem Koalitions-
vertrag so schnell wie möglich 
umzusetzen. In diesem hatten 
sich SPD, Grüne und FDP geei-
nigt, spürbare Verbesserungen 
erstmals für alle Bezieher*innen 
einer Erwerbsminderungsrente 
umzusetzen. 

SoVD fordert seit Langem 
eine Gleichbehandlung

Zwar stiegen bereits 2014 
und 2019 durch die schrittwei-
se Anhebung der sogenannten 
Zurechnungszeiten die Bezüge. 

Allerdings galt dies nur für neue 
Renten, während Rentner*innen 
im Bestand leer ausgingen. 

Im Sinne seiner Mitglieder 
wies der SoVD immer wieder 
auf diese Ungerechtigkeit hin. 
Verbandspräsident Adolf Bau-
er forderte erst kürzlich Ren-
tenaufschläge für Betroffene 
und mahnte, auch jene nicht 
zu vergessen, die inzwischen 
eine Altersrente oder eine 
Hinterbliebenenrente erhalten. 
Tatsächlich geht der jetzt vor-

Menschen, die nicht mehr arbeiten können und daher auf eine Erwerbsminderungsrente angewiesen sind, tragen ein hohes Armutsrisiko.
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Liebe SoVD-Mitglieder,
liebe Freund*innen des Verbandes,

an dieser Stelle steht normaler-
weise der Ostergruß. Hier unkom-
mentiert von friedlichen Feiertagen 
zu sprechen, würde aber in der 
aktuellen Situation fast zynisch 
anmuten: Wir haben Krieg in Eu-
ropa! Menschen leiden und sterben 
– im Kampf oder als unbeteiligte 
Zivilist*innen auf den Straßen und 
in den Trümmern zerbombter Ge-
bäude. Seit dem Überfall Russlands 
auf die Ukraine am 24. Februar 
flüchten Unzählige aus ihrer Hei-
mat – Hunderttausende auch nach 

Deutschland. Sie haben oft unsag-
bares Leid erlebt, Angehörige verlo-
ren, bangen um Freund*innen und 
Familienmitglieder. Viele der Flüch-
tenden sind traumatisiert, die Schre-
cken lassen sie auch hier angekom-
men nicht los. Aus unserer Tradition 
als Verband der Kriegsopfer stehen 
wir im SoVD für Demokratie, Frieden 
und Freiheit ein. In einer Resoluti-
on rufen wir deshalb zum Ende der 
Kampfhandlungen auf. Wir fordern, 
die sinnlosen kriegerischen Hand-
lungen einzustellen und nicht noch 
mehr Leid über Millionen unschul-
dige Kinder, Frauen und Männer zu 

bringen. Zugleich – und wir wissen, 
dass es dafür viel Mut und Ent-
schlossenheit braucht – appellieren 
wir an die Menschen in Russland: 
Bitte setzen Sie sich für ein Ende des 
verbrecherischen Krieges ein! 

Für uns als Gesellschaft aber gilt: 
Auch wenn uns täglich neue Be-
richte über unsagbare Kriegsgräuel 
erreichen und Bilder, die uns fas-
sungslos machen: Wir müssen jetzt 
zusammenhalten und stark sein! 
Damit wir für die Leidtragenden 
weiterhin ein sicherer Hafen sind!
 Adolf Bauer

 SoVD-Präsident
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gelegte Gesetzentwurf zumin-
dest teilweise auf Forderungen 
des SoVD ein. 

Personen, deren Erwerbsmin-
derungsrente zwischen 2001 
und 2014 bewilligt wurde, 
sollen einen Zuschlag von 7,5 
Prozent erhalten. Wer im Zeit-
raum zwischen 2014 und 2019 
Erwerbsminderungsrentner*in 
wurde, bekommt 4,5 Prozent 
mehr. Das soll auch für Men-
schen gelten, die mittlerweile 
in Altersrente sind. Bedingung 
hierfür ist, dass sich deren Be-

ginn unmittelbar an den Bezug 
einer Erwerbsminderungsrente 
anschließt, die in den genann-
ten Zeiträumen aufgenommen 
wurde. Unter ähnlichen Voraus-
setzungen kann ein Zuschlag 
auch zu einer Hinterbliebenen-
rente gezahlt werden.

SoVD kritisiert geplante 
Zuschläge als zu niedrig

Die Bewertung der Reform 
fällt dennoch zwiespältig aus. 
Zwar erkennt der SoVD sehr 
wohl das Bemühen der Bun-
desregierung an, etwas für die 

Erwerbsminderungsrenten im 
Bestand zu tun. Um über die 
vorgesehenen Verbesserun-
gen hinaus aber eine tatsäch-
liche Gleichbehandlung aller 
Bezieher*innen einer Erwerbs-
minderungsrente zu erreichen, 
müssten die Zuschläge höher 
ausfallen. 

Nachholfaktor führt 
zu Rentenkürzungen

Vehement wendet sich der 
SoVD gegen die ebenfalls vor-
gesehene Wiedereinführung 
des seit 2018 ausgesetzten 
Nachholfaktors. Dieser ermög-
licht es, eine aufgrund der Ren-
tengarantie ausgeschlossene 
Kürzung mit Erhöhungen der 
folgenden Jahre zu verrechnen. 
Dabei sorgen andere Faktoren 
in der Rentenanpassungsfor-
mel schon jetzt dafür, dass 
sich Renten und Löhne nicht 
im Gleichschritt bewegen. Ein 
weiteres Absinken der Renten 
durch den Nachholfaktor ist 
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daher aus SoVD-Sicht völlig 
inakzeptabel (siehe Interview).

Deutlich wird angesichts der 
geplanten Reform auch, wie 
wichtig die Haltelinie für ein 
Mindestsicherungsniveau von 
48 Prozent ist. Denn spätestens 
2026 wird das Rentenniveau 
aller Voraussicht nach unter 
diesen Wert sinken.  Das gilt es 
zu verhindern. Um eine lebens-
standardsichernde Rente zu ga-
rantieren, wäre eine Anhebung 
des Rentenniveaus auf 50 und 
perspektivisch sogar auf 53 
Prozent notwendig.

 Joachim Schöne

Fortsetzung von Seite 1

___Der Nachholfaktor war 
ausgesetzt, nun ist er zurück – 
wie kommt das?

Das ist eine Vereinbarung aus 
dem Koalitionsvertrag. Dort hat 
man sich darauf geeinigt, den 
Nachholfaktor pünktlic zur Ren-
tenanpassung 2022 wieder ein-
zuführen.

___Was genau besagt denn 
der Nachholfaktor?

Der Nachholfaktor ist Teil der 
Rentenanpassungsformel. Die 
grundsätzliche Idee hinter der Rentenanpassung ist, dass sich Ren-
ten und Löhne quasi im gleichen Takt entwickeln sollen. Das heißt, 
wenn die Löhne steigen, steigen auch die Renten. Sollten die Löhne 
allerdings sinken, würde das für die Renten infolge der bestehenden 
Rentengarantie so nicht gelten. Der Nachholfaktor soll nun dafür sor-
gen, dass die somit unterbliebene Rentenkürzung dann nachgeholt 
wird, wenn es wieder ein Plus bei den Löhnen gibt. Dann wird das 
verrechnet und die Renten steigen dementsprechend weniger stark. 

___Wirkt sich das auch auf die Anpassung in diesem Jahr aus? 
Ja, denn durch den Nachholfaktor steigen die Renten zum 1. Juli 2022 

weniger stark, als es sonst der Fall gewesen wäre. Die Rentenanpassung 
erscheint auf den ersten Blick zwar außergewöhnlich hoch. Sie darf aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass es 2021 eine Nullrunde gegeben 
hat und sowohl die Corona-Pandemie als auch die Inflation bei Millio-
nen Rentner*innen finanzielle Spuren hinterlassen haben.

Aus Sicht des SoVD war der Nachholfaktor bereits bei seiner Ein-
führung falsch und ist es heute immer noch. Denn Löhne und Renten 
steigen jetzt schon nicht im Gleichklang. Das ist eine Illusion, die 
auch der Rentenversicherungsbericht der Bundesregierung belegt. 
Nach diesem sollen auch ohne 
Nachholfaktor die Renten bis 
zum Jahr 2035 um insgesamt 
37 Prozent steigen, die durch-
schnittlichen Bruttolöhne im 
gleichen Zeitraum dagegen um 
über 50 Prozent. Der Grund dafür 
sind weitere Kürzungsfaktoren 
in der Rentenanpassungsformel.

 Interview: Joachim Schöne

„Die Inflation hinterlässt
finanzielle Spuren“

In die Freude über die angekündigte Rentenerhöhung platzte 
die Nachricht von der Wiedereinführung des Nachholfaktors. Was 
dieser nicht zuletzt vor dem Hintergrund einer gestiegenen Infla-
tionsrate bedeutet, darüber sprachen wir mit Henriette Wunderlich, 
Referentin für den SoVD-Bundesverband in Berlin.

Interview

Henriette Wunderlich

Mehr Informationen zu diesem 
Thema sowie aktuelle Stellung-
nahmen des Verbandes finden 
Sie online unter: www.sovd.de/
sozialpolitik/rente.

Haben Sie eine Erwerbsminde-
rungsrente beantragt oder einen 
negativen Bescheid erhalten? Bei 
individuellen Fragen hilft Ihnen 
die SoVD-Sozialrechtsberatung 
vor Ort weiter.

Info

Info

Von zu Hause in ein fremdes Land
Seit Wochen müssen Menschen wegen des Krieges in der Ukraine ihre Heimat verlassen. Viele von 

ihnen kommen auch nach Deutschland. Die Hilfsbereitschaft unter den SoVD-Mitgliedern ist groß. 
Nicht wenige von ihnen haben in ihrer Familie selbst Erfahrungen mit Flucht und Vertreibung machen 
müssen. Aus seiner Tradition als Verband der Kriegsopfer heraus bringt sich auch der SoVD ein und 
bündelt Informationen über die vielen Initiativen und Möglichkeiten zum Helfen und Spenden.

In einer Resolution rief der  
SoVD schon früh Russland dazu 
auf, den sinnlosen Krieg zu 
beenden, und stellte sich soli-
darisch an die Seite der Ukrai-
nerinnen und Ukrainer. Der Ver-
band versprach zudem, sich mit 
aller Kraft dafür einzusetzen, 
dass Flüchtlinge in Deutschland 
mit offenen Armen empfangen 
werden. Die Resolution finden 
Sie online unter: www.sovd.de/
ukrainehilfe sowohl auf Deutsch 
als auch auf Ukrainisch, Russisch 

und Englisch.
Die Themenseite listet zahl-

reiche Hilfsangebote auf. Sie 
verweisen Geflüchtete unter 
anderem auf Anlaufstellen bei 
Fragen zur Einreise sowie auf 
Möglichkeiten zum Wohnen 
und Arbeiten. Gezielt informie-
ren können sich dort zudem 
Menschen mit Behinderungen, 
die vor dem Krieg fliehen.

Längst wurden auch die Mit-
glieder in den Landesverbänden 
des SoVD aktiv. In Rheinland-

Pfalz etwa erhalten Geflüchtete 
Hilfe bei der Weiterfahrt und bei 
der Suche nach einer Unterkunft. 
Ein weiteres Beispiel kommt 
aus Bayern. Hier sammelte der 
Ortsverband Michelau mehrere 
Kartons mit Windeln, Konserven 
und Babynahrung. 

Der Landesverband Berlin-
Brandenburg wiederum leistet 
mit einem eigenen Spenden-
konto humanitäre Hilfe. Die 
Kontodaten und mehr Informa-
tionen stehen auf Seite 7. jos

Menschen aus der Ukraine fliehen vor dem Krieg – so versucht der SoVD zu helfen

Erschöpft und verängstigt kamen viele ukrainische Familien in den letzten Wochen in Deutschland an. 
Ehrenamtliche nahmen sie, wie hier am Berliner Hauptbahnhof, herzlich in Empfang.
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Fakten zur Erwerbsminderung

Das gilt bei
einer Rente

Menschen, die aus gesund-
heitlichen Gründen gar nicht 
oder nur bis zu drei Stunden 
am Tag arbeiten können, haben 
unter Umständen Anspruch 
auf eine Rente wegen voller 
Erwerbsminderung. Ist es den 
Betroffenen noch möglich, für 
drei bis sechs Stunden täglich 
zu arbeiten, kommt für sie eine 
Rente wegen teilweiser Er-
werbsminderung infrage.

Darüber hinaus müssen einige 
Voraussetzungen erfüllt sein:
• Sie haben das reguläre Ren-

tenalter noch nicht erreicht. 
• Sie waren die vergangenen 

fünf Jahre rentenversichert 
(davon drei Jahre gesetzlich).

• Grund für den Arbeitsausfall 
ist eine Krankheit oder eine 
Behinderung.

• Aus medizinischer Sicht ist 
es ausgeschlossen, dass Sie 
wieder arbeitsfähig werden. 
Andernfalls gilt der Grund-
satz „Reha vor Rente“.
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Renten decken Energiekosten oft nicht ab 
Schon vor dem Krieg in der Ukraine waren die Energiepreise drastisch gestiegen. Doch nach Wladimir Putins Angriff auf die Ukraine mit all 

seinen furchtbaren Folgen für viele Millionen unmittelbar vom Krieg betroffene Menschen ist die Lage auch auf den Energiemärkten zugespitzt. 
Vor allem finanziell schwächere Haushalte bekommen die Folgen zu spüren. Auf die ausufernden Kostensteigerungen hat die Bundesregierung 
mit weiteren Entlastungsmaßnahmen reagiert. Davon sollen vor allem Gering- und Normalverdiener*innen profitieren. Der SoVD begrüßt die 
Hilfen und kritisiert zugleich, dass der weit überwiegende Teil der Rentner*innen bei der zuletzt beschlossenen Energiepreispauschale außen 
vor gelassen wird. Mit einem offenen Brief und Appell wendet sich SoVD-Präsident Adolf Bauer nun an die Bundesregierung. 

Das jüngste Entlastungspaket, 
auf das sich die Bundesregierung 
nach langem Ringen Ende März 
einigte, umfasst ein ähnliches 
Volumen wie das erste, das die 
Koalition noch vor Kriegsbeginn 
auf den Weg brachte. Im Zentrum 
steht eine Energiepreispauscha-
le von einmalig 300 Euro. Sie 
soll brutto allen einkommen-
steuerpflichtigen Erwerbstäti-
gen in den Steuerklassen 1 bis 
5 zugutekommen. Die Pauschale 
wird als Zuschuss zum Gehalt 
ausgezahlt. Der Betrag ist zu 
versteuern. Bei Selbstständigen 
wird stattdessen die Steuervor-
auszahlung gesenkt. 

Menschen mit geringen 
und mittleren Einkommen ha-
ben demnach mehr davon als 
Spitzenverdiener*innen, die ei-
nen großen Anteil des Zuschla-
ges über die Einkommensteuer 
zurück an den Staat zahlen. 

Energiepreispauschale:
Rentner*innen einbeziehen

SoVD-Präsident Adolf Bauer 
bewertet die Energiepreispau-
schale grundsätzlich positiv: „Sie 
wird zu einer deutlichen Entlas-
tung für viele Menschen führen.“ 
Scharf kritisiert Bauer jedoch, 
dass Rentner*innen davon aus-
genommen wurden: „Sie sind 
von den Teuerungen der letzten 
Monate ebenso betroffen!“

In einem offenen Brief (siehe 
Ausschnitt im Bild) wendet sich 
der SoVD-Präsident jetzt an die 
Regierungsfraktionen in der Am-
pel. Darin heißt es unter anderem: 
„Es gibt eine große Leerstelle, die 
wir im SoVD nicht akzeptabel 
finden: Die beschlossene Ener-
giepreispauschale in Höhe von 
300 Euro kommt ausdrücklich 
nur steuerpflichtigen Erwerbstä-

tigen zugute.“ Bauer weist dabei 
auf den sehr hohen Anteil soge-
nannter „verschämter Altersar-
mut“ hin: „Diese Menschen – die 
eine Energiepreispauschale drin-
gend benötigen – werden (eben-
so) außen vor gelassen.“ 

Der SoVD verbindet den offe-
nen Brief mit dem dringenden 
Appell, die Rentner*innen in den 
Kreis der von der Energiepreis-
pauschale Begünstigten auf-
zunehmen. Damit reagiert der 
Verband auch auf zahlreiche Zu-
schriften von SoVD-Mitgliedern, 
die zutiefst enttäuscht über den 
vorgesehenen Ausschluss sind, 
während Erwerbstätige mit ho-
hen und sehr hohen Einkommen 
zumindest anteilig von der Pau-
schale nutznießen sollen.

Einige Entlastungen standen 
schon vor dem Krieg fest

Die Energiepreispauschale ist 
jedoch nicht der einzige Schritt, 
den die Bundesregierung zur 
Dämpfung der steigenden Kos-

ten unternommen hat: Bereits 
im Koalitionsausschuss vom 
23. Februar einigte man sich 
auf Entlastungsmaßnahmen für 
Bürger*innen und Unternehmen. 
Zu den Beschlüssen zählen un-
ter anderem die vorzeitige Ab-
schaffung der EEG-Umlage ab 
dem 1. Juli 2022, die Anhebung 
des Arbeitnehmerpausch- und 
des Grundfreibetrages sowie die 
Fernpendler-Pauschale. Auch 
der Heizkostenzuschuss gehört 
dazu.

In diesem Zusammenhang 
hatte SoVD-Präsident Adolf 
Bauer vor Kurzem zwar die 
schnelle und gezielte Entlas-
tung ärmerer Haushalte be-
grüßt, jedoch gleichzeitig die 
rückwirkende Anhebung der 
Pendlerpauschale auf 38 Cent 
bemängelt: „Die Pendlerpau-
schale bleibt klimaschädlich. 
Zudem profitieren höhere Ein-
kommen überproportional, was 
soziale Ungerechtigkeiten in 
der Verkehrspolitik verschärft“. 

SoVD fordert Nachbesserungen bei neuem Entlastungpaket der Bundesregierung

Zur Abschaffung der EEG-Umla-
ge sagte er: „Noch besser wäre 
jedoch ergänzend eine Absen-
kung der Stromsteuer gewesen.“ 

Heizkostenzuschuss für 
ärmere Haushalte verdoppelt

Dass die Koalition am 17. März 
eine Verdoppelung des zuvor 
verabschiedeten Heizkostenzu-
schusses für Empfänger*innen 
von Wohngeld, BAföG, Bun-
desausbildungshilfe oder 
Ausbildungsgeld beschloss, 
begrüßte der SoVD hingegen 
ausdrücklich, nachdem er den 
Zuschuss zuvor als viel zu nied-
rig bewertet und eine Nachbes-
serung gefordert hatte. 

Anders als zuerst vorge-
sehen, sollen alleinlebende 
Wohngeldempfänger*innen ei-
nen einmaligen Zuschuss von 
270 statt 135 Euro zu ihren Heiz-
kosten erhalten. Für Zwei-Per-
sonen-Haushalte sind 350 Euro 
vorgesehen. Student*innen mit 
BAföG sowie Bezieher*innen von 
Aufstiegs-BAföG und Berufsaus-
bildungsbeihilfe bekommen je-
weils 230 Euro. Alle Begünstigten 
bekommen das Geld direkt auf ihr 
Konto überwiesen. 

Von den Einmalzuschüs-
sen profitieren nach früheren 
Angaben rund 2,1 Millionen 
Bürger*innen, Alleinerziehen-
de oder Menschen, die geringe 
Löhne beziehen, und – anders als 
bei der Energiepreispauschale – 
auch viele Rentner*innen. Die 
geplanten Hilfen sollen dabei 
möglichst noch ankommen, be-
vor die jährliche Nebenkosten-
abrechnung ansteht. 

Kabinett beschließt weitere 
Hilfen für ärmere Familien 

Das Bundeskabinett segnete 
außerdem weitere Hilfen für Fa-
milien ab: Ab Juli sollen Kinder 
und Jugendliche aus Familien, 
die auf Sozialleistungen ange-
wiesen sind, 20 Euro mehr im 
Monat erhalten. Den „Sofortzu-
schlag“ hatten die Parteien der 
Ampelregierung in ihrem Koa-
litionsvertrag als Übergangsre-
gelung vereinbart, bis die ge-
plante Kindergrundsicherung 
eingeführt ist. Diese soll alle 
sozialen Leistungen für von Ar-
mut betroffene Kinder zusam-
menführen. 

Die Ampelkoalitionäre sehen 
zudem eine Unterstützung von 
200 Euro für Erwachsene vor, die 
Arbeitslosengeld II, Grundsiche-
rung oder Sozialhilfe beziehen. 
Auch hier wurde die ursprüng-

Der überwiegende Teil der Rentner*innen, teils mit niedrigen Altersbe-
zügen, ist von den Entlastungsmaßnahmen ausgenommen. 
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Sanktionen 
ausgesetzt

Die Bundesregierung will 
die im Falle von Pflicht-
verletzungen greifenden 
Sanktionen für Hartz-IV-
Beziehende bis Ende des 
Jahres aussetzen. Arbeitsu-
chenden in der Grundsiche-
rung drohen demnach bis 
zur Einführung des im Ko-
alitionsvertrag geregelten 
Bürgergeldes grundsätzlich 
keine Sanktionen mehr.

Die Regelung soll für alle 
Fälle von Pflichtverletzun-
gen gelten – so etwa fehlen-
de Nachweise von Bewer-
bungen auf Arbeitsstellen. 
Auch bei Weigerungen, eine 
als „zumutbar“ bezeichnete 
Arbeit aufzunehmen, sollen 
keine Sanktionen mehr fällig 
werden.  

Eine Ausnahme ist aller-
dings vorgesehen: Wer ohne 
wichtigen Grund nicht zu 
vereinbarten Terminen im 
Jobcenter erscheint, muss 
auch weiterhin mit Konse-
quenzen in Bezug auf die 
Leistungshöhe rechnen. 

Die Regelung soll nach 
bisheriger Planung bis zum 
1. Juli wirksam werden. 

Hintergrund ist ein Urteil 
des Bundesverfassungsge-
richts vom 5. November 2019. 
Dieses hatte entschieden, 
dass nicht alle Sanktionsre-
gelungen in der Grundsiche-
rung verhältnismäßig seien 
und es bis zu einer gesetz-
lichen Neuregelung einer 
Übergangslösung bedürfe. 
Die Neuregelung ist das von 
den Koalitionsparteien ange-
strebte Bürgergeld.  veo

In einem offenen Brief – hier Auszüge – an die Spitzen der Regierungsparteien und zuständigen Minis-
terien protestiert SoVD-Präsident Adolf Bauer, dass die Rentner*innen bei der Energiepreispauschale 
nicht berücksichtigt wurden. Den vollständigen Wortlaut finden Sie unter www.sovd.de/offener-brief. 

Fotomontage: SoVD

lich geplante Einmalzahlung von 
100 Euro, die im Juli ausgezahlt 
werden soll, verdoppelt

Der SoVD begrüßt jede Hil-
fe, die Menschen mit geringem 
Einkommen bei den gewalti-
gen Energiekosten entlastet. 
Gleichzeitig bemängelt SoVD-
Präsident Adolf Bauer deren 
mangelnde Zielgenauigkeit und 
Nachhaltigkeit: „Die Erhöhung 
der Einmalzahlung um weitere 
100 Euro auf jetzt 200 Euro war 
zwar dringend notwendig, eine 
dauerhafte Lösung ist es aber 
nicht. Wir fordern weiterhin, die 
Regelsätze in der Grundsiche-
rung nachhaltig auf ein bedarfs-
gerechtes Niveau anzuheben 
– kurzfristig mindestens um 100 
Euro monatlich.“ 

Der SoVD-Präsident mahnt 
gleichzeitig, auch weitere Bau-
stellen im Auge zu behalten, so 
etwa eine spürbarere Unterstüt-
zung für Grundsicherungsbezie-
hende als die längst verpuffte 
Zahlung von einmalig 100 Euro. 
 Veronica Sina 

Sehr geehrte Damen und Herren,

das […] von der Bundesregierung auf den Weg gebrachte Entlastungspaket […] wird 
vorübergehend viele Menschen von den extrem steigenden Energiepreisen entlasten.

Es gibt jedoch eine große Leerstelle, die wir im SoVD nicht akzeptabel finden: Die beschlossene Ener-
giepreispauschale in Höhe von 300 Euro […] schließt den weit überwiegenden Teil der Rentnerinnen 
und Rentner aus.
[…]
Uns erreichen zahlreiche Zuschriften von Mitgliedern, die zutiefst enttäuscht über den vorgesehenen 
Ausschluss von der Energiepreispauschale sind, während zugleich Erwerbstätige mit hohen und sehr 
hohen Einkommen von der Pauschale profitieren. Vor diesem Hintergrund appelliere ich an Sie mit 
großem Nachdruck, die vorgesehenen Hilfen zielgerichteter auszugestalten und die vielen Rentnerin-
nen und Rentner mit niedrigen Renten in den Kreis der von der Energiepreispauschale Begünstigten 
aufzunehmen.
[…]
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Der SoVD reagiert auf ak-
tuelle Entwicklungen. Nach 
dem Angriff Russlands auf die 
Ukraine war deshalb klar, dass 
der Kriegsausbruch in Europa 
in der Ausgabe von SoVD.TV 
Ende Februar zum Thema wur-
de. Der ursprüngliche Fokus der 
Sendung sollte auf der Frage 
„Europa – sozialpolitisch eher 
Bremse oder Gaspedal?“ liegen, 
wurde dann aber auf den Krieg 
in der Ukraine erweitert. 

Zu diesem Thema waren die 
Europaabgeordnete Gaby Bi-
schoff (SPD), Linn Selle, Präsi-
dentin der Europäischen Be-
wegung Deutschland, sowie 
Elmar Brok (CDU) eingeladen. 
Der langjährige EU-Abgeord-
nete war unter anderem Vor-
sitzender des Ausschusses für 
Auswärtige Angelegenheiten. 

Für den SoVD war dessen Vize-
präsidentin und EU-Beauftragte 
Ursula Engelen-Kefer dabei. 

Probleme lassen sich nicht
nationalstaatlich lösen

Gaby Bischoff attestierte ein-
gangs eine steigende Zustim-
mung in der Bevölkerung zur 
EU. Um diesen Trend zu fes-
tigen, sei es wichtig, dass die 
Union mit ihren Themen nah an 
den Problemen der Menschen 
sei – beispielsweise durch die 
Festlegung von armutsfesten 
Mindestlöhnen. Linn Selle stell-
te fest, dass sich vor allem bei 
der jüngeren Generation schon 
lange ein europäisches Lebens-
gefühl herausgebildet habe. 

Stärker ging es um die Frage, 
was die Europäische Union an-
gesichts des Krieges in ihrer un-

mittelbaren Nachbarschaft tun 
könne. Ursula Engelen-Kefer 
hielt fest, diese Krise, wie auch 
kommende Aufgaben, könnte 
nur mit einem stärkeren Zusam-
menschluss der europäischen 
Staaten bewältigt werden. El-
mar Brok pflichtete bei, dass die 
europäische Staatengemein-
schaft angesichts des Kriegs in 
der Ukraine Einheit und Stärke 
demonstrieren müsse. 

Die Europäische Union, so 
lässt sich aus der Sendung 
schließen, steht vor zwei gro-
ßen Aufgaben. Zum einen ist es 
wichtig, gegen soziale Härten 
vorzugehen und das tägliche 
Leben der Menschen in Euro-
pa zu verbessern. Zum anderen 
muss sie sich neuen geopoliti-
schen Aufgaben stellen. Dazu 
gehörten ein geeintes Auftre-
ten angesichts globaler Auf-
gaben und Krisen. Denn eines 
hat nicht erst der Krieg in der 
Ukraine gezeigt: Die Fragen der 
Gegenwart können nicht natio-
nalstaatlich gelöst werden. 

Integration und die 
Lehren aus 2015

Auch in der Sendung Ende 
März ging es um den Krieg in 
der Ukraine. Als eine Folge des 
Krieges kommen viele Geflüch-
tete nach Deutschland. SoVD.TV 
setzt sich mit ihrem Schicksal 
auseinander und fragte, wie 
Migration und Integration ge-
lingen können. Gäste waren 
dazu Filiz Polat, Bundestagsab-
geordnete und Obfrau der Grü-

nen im Ausschuss für Inneres 
und Heimat, Lars Castellucci 
(SPD), Mitglied des Deutschen 
Bundestages und geschäfts-
führender Vorsitzender des 
Innenausschusses, sowie der 
Angstforscher und Neurologe 
Prof. Dr. Borwin Bandelow.

Ein Schwerpunkt der Debatte 
war die Frage, was Deutschland 
aus der Integration der Geflüch-
teten, die 2015 und 2016 ins 
Land kamen, gelernt habe.

Filiz Polat würdigte das frei-
willige Engagement der vie-
len Ehrenamtlichen, betonte 
aber auch die Wichtigkeit des 
Übergangs in hauptamtliche 
Strukturen. Lars Castellucci 
hob hervor, dass der berühmte 
Ausspruch „Wir schaffen das“ 
nie richtig erklärt und nicht mit 
konkreten Planungen unterlegt 
worden sei. Um das diesmal 
besser zu machen sowie die 
Migration und Integration in 
geordnete Bahnen zu lenken, 
komme es auf die Zusammen-

Mit dem Angriff Russlands auf die Ukraine, ein direktes Nachbarland der Europäischen Union, stellen 
sich viele Fragen. In zwei Sendungen setzte sich SoVD.TV im Februar und März damit auseinander und 
ergründete, was der Krieg für die EU bedeutet und wie Deutschland die Aufnahme und Integration 
der vor dem Krieg geflohenen Ukrainer*innen stemmen kann. 

SoVD.TV zum Ukraine-Krieg und den Folgen
Zwei Ausgaben der SoVD-Talksendung zum Thema – große Herausforderung für Deutschland und die EU

Filiz Polat und Lars Castellucci bei der Sendung zur Migration und 
den Umgang mit Geflüchteten. 

Foto: Wolfgang Borrs

arbeit von Bund, Ländern und 
Kommunen an. 

Wichtig sei, so Polat, dass die 
Politik Lehren aus 2015 gezo-
gen habe und handlungsfähig 
sei. Es gehe darum, die Men-
schen und ihre Bedürfnisse in 
den Mittelpunkt zu stellen. Ar-
beit, Sprache und Bildung müss-
ten Priorität haben, schloss sich 
Castellucci an. 

Borwin Bandelow ging auch 
auf die Gemütslage der Bevölke-
rung in Deutschland ein. Für ein 
gelungenes Zusammenleben 
müssten die Ängste der Men-
schen im Land ernst genommen 
werden. Integration sei eine 
langfristige Aufgabe und könne 
nicht ad hoc vollzogen werden. 

Beide Sendungen sind auf 
dem Youtube-Kanal des SoVD 
unter: www.youtube.com/user/
SoVDTV oder direkt auf der 
Webseite des Verbandes unter: 
www.sovd.de/medienservice/
sovdtv abrufbar. 

 Sebastian Triesch
Gaby Bischoff und SoVD-Vizepräsidentin Ursula Engelen-Kefer 
(re.). Die anderen Gäste waren digital zugeschaltet. 

Foto: Laurin Schmid

Am 28. Februar traf sich SoVD-
Präsident Adolf Bauer mit der 
Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwe-
sen, Klara Geywitz (SPD). Der 
Termin fand in Reaktion auf ein 
Schreiben des SoVD-Präsiden-
ten zum Amtantritt der Minis-
terin statt. Neben Klara Geywitz 
und Adolf Bauer nahmen eine 
Mitarbeiterin der Ministerin, 
Manuela Zimmermann, und der 
Leiter der Abteilung Sozialpo-
litik im SoVD-Bundesverband, 
Fabian Müller-Zetzsche, sowie 
Referent Denis Peikert teil.

Eingangs skizzierte Klara 

Adolf Bauer im 
Austausch mit
Klara Geywitz

Geywitz zentrale Vorhaben aus 
dem Koalitionsvertrag. Vor al-
lem die Zielmarke von 100.000 
Sozialwohnungen pro Jahr sei 
eine enorme Kraftanstrengung, 
Barrierefreiheit sei ihr sehr 
wichtig, sie stehe daher im en-
gen Kontakt mit Jürgen Dusel, 
dem Beauftragen für die Belan-
ge von Menschen mit Behinde-
rungen. Sie berichtete zudem, 
dass das neu initiierte „Bündnis 
bezahlbarer Wohnraum“ bald 
erstmalig tagen werde. Über-
dies beschäftige sie das Thema 
Obdachlosigkeit stark. 

Adolf Bauer ging auf die aktu-
elle Situation in der Ukraine ein, 
erläuterte die Historie des SoVD 
als Kriegsopfer- und Hinterblie-
benenverband und wies auf die 
hohe Zahl der zu erwartenden 
Flüchtlinge und die steigenden 

Energiepreise hin. Zudem be-
kundete er die Sorge, als Folge 
der russischen Invasion könn-
ten Mittel im sozialen Bereich 
gestrichen oder Vorhaben nicht 
wie geplant umgesetzt werden. 
Darüber hinaus bekräftigte er 
die Notwendigkeit einer neu-
en Wohnungsgemeinnützigkeit 

sowie der Absenkung der Kap-
pungsgrenze und plädierte für 
eine stärkere Verankerung der 
Barrierefreiheit in der Muster-
bauordnung.

Klara Geywitz erläuterte, 
die genaue Ausgestaltung der 
Wohnungsgemeinnützigkeit 
sei noch offen. Weiter führte sie 
aus, dass die Zuständigkeit für 
die Schaffung von Sozialwoh-
nungen bei den Ländern liege 
und der Druck von Verbänden 
und politischen Akteur*innen 
aufrechterhalten bleiben müs-
se. Außerdem versicherte sie, 
dass es durch den Krieg in der 
Ukraine nicht zu einer Verknap-
pung von Mitteln im sozialen 
Wohnungsbau kommen werde.

Fabian Müller-Zetzsche be-
tonte die besondere Rolle des 
SoVD in Bezug auf den Deut-

schen Behindertenrat (DBR) 
und bot an, die vielseitigen 
Interessen von Menschen mit 
Behinderungen durch eine Mit-
arbeit im „Bündnis bezahlbarer 
Wohnraum“ einfließen zu las-
sen. Gleichzeitig sprach er sich 
dafür aus, bauliche Maßnahmen, 
welche der Barrierefreiheit ent-
gegenstehen, später aber nur 
sehr aufwendig revidiert werden 
könnten, von vornherein recht-
lich verbindlich vorzuschreiben. 

Klara Geywitz gab an, das An-
gebot zur Mitarbeit im neuen 
Bündnis prüfen zu wollen. Sie 
schlug vor, mit dem SoVD und 
den DBR-Mitgliedern eine Fach-
veranstaltung oder einen Work-
shop zu veranstalten, um einen 
besseren Einblick in die vielfälti-
gen Bedürfnisse im Bereich Bar-
rierefreiheit zu bekommen.

SoVD im Gespräch

Klara Geywitz
Foto: Werner Schüring
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Minijobs – das sollten Sie beachten!
Minijobber*innen zahlen in der Regel weder Steuern noch Abgaben. Vor allem deshalb steht der SoVD diesem Arbeitsmodell kritisch 

gegenüber. Verbandspräsident Adolf Bauer bezeichnete erst kürzlich eine Sozialversicherungspflicht ab dem ersten Euro als „Gebot 
der Stunde“. Auf jeden Fall aber sollten sich die in einem Minijob Beschäftigten über ihre Rechte informieren. Möglich ist dies unter 
anderem über die Minijob-Zentrale (siehe Infokasten). Die wichtigsten Punkte haben wir an dieser Stelle einmal zusammengetragen.

Ob im gewerblichen Bereich 
oder im Privathaushalt: Wer 
sich für einen Minijob entschei-
det, kann regelmäßig bis zu 
450 Euro im Monat verdienen. 
Es ist aber auch möglich, die 
Beschäftigung auf drei Monate 
oder 70 Arbeitstage im Jahr zu 
begrenzen. Bei einem solchen 
kurzfristigen Minijob spielt 
die Höhe des Arbeitsentgeltes 
dann keine Rolle.

 
Rentenversicherung – 
auch der Minijob zählt

Minijobber*innen zahlen 
zwar keine eigenen Beiträge 
zur Kranken-, Pflege- und Ar-
beitslosenversicherung, bei der 
gesetzlichen Rentenversiche-
rung sieht das aber anders aus. 
Hier beträgt der Eigenanteil 3,6 
Prozent (gewerblicher Minijob) 
beziehungsweise 13,6 Prozent 
(Minijob im Privathaushalt) vom 
Verdienst.

Hierdurch stehen alle Leis-
tungen der Rentenversicherung 
zur Verfügung. Das heißt unter 
anderem, dass Beschäftigte und 
Ehepartner*innen die staatli-
che Förderung für eine private 
Altersvorsorge (Riester-Rente) 
nutzen können. Des Weiteren 
besteht Anspruch auf Entgelt-
umwandlung für eine betriebli-
che Altersversorgung sowie auf 
das Übergangsgeld bei medizi-
nischen Reha-Maßnahmen.

Minijobber*innen profitieren 
zudem von der vollen Anrech-
nung ihrer Beschäftigungszeiten 
in Form von Wartezeiten. Gleich-
zeitig wird ihr Verdienst kom-
plett auf die Rente angerechnet, 
welche sich dadurch zumindest 
geringfügig erhöht. 

Wer auf diese Vorteile ver-
zichten möchte, kann sich von 
der Rentenversicherungspflicht 
befreien lassen. Das ist auch 
noch während eines laufenden 
Beschäftigungsverhältnisses 
möglich und sollte am besten 
schriftlich beim Arbeitgeben-
den beantragt werden.

Anspruch auf den 
gesetzlichen Mindestlohn

Bei einem Minijob beste-
hen grundsätzlich die gleichen 
Rechte wie bei anderen Beschäf-
tigungsverhältnissen. Auch hier 
muss also zum Beispiel der ge-
setzliche Mindestlohn gezahlt 
werden. Dieser beträgt aktuell 
9,82 Euro pro Stunde und gilt 
für die meisten in Deutschland 
tätigen Arbeitnehmer*innen. Zu 
den Ausnahmen gehören Min-

derjährige ohne abgeschlos-
sene Berufsausbildung, insbe-
sondere Schüler*innen, sowie 
Pflichtpraktikant*innen oder 
Absolvent*innen eines freiwilli-
gen Praktikums, das bis zu drei 
Monate dauert.

Mindestens vier Wochen 
bezahlter Urlaub

Im Rahmen eines Minijobs be-
steht ein gesetzlicher Anspruch 
auf bezahlten Erholungsurlaub 
von mindestens vier Wochen im 
Jahr. Auch die Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall oder an Feier-
tagen steht Minijobber*innen zu. 

Das Gleiche gilt für die Zah-
lung eines Mutterschutzlohns, 
wenn infolge einer Schwan-
gerschaft ein ärztliches Be-
schäftigungsverbot ausgespro-
chen wurde. Für die Dauer der 

Besteht Anspruch auf Urlaub oder Lohnfortzahlung? Wie sieht es bei Schwangerschaft aus?

Schutzfristen erhalten Schwan-
gere zudem Mutterschaftsgeld 
und gegebenenfalls auch einen 
Zuschuss zum Mutterschafts-
geld vom Arbeitgebenden.

Erhalten in einem Betrieb 
Vollzeitbeschäftigte Sonder-
zahlungen wie zum Beispiel 
Weihnachtsgeld, dann steht 
dies anteilig auch den dort in 
einem Minijob Beschäftigten zu. 

Unfallversicherung 
und Kündigungsschutz

Auch Minijobber*innen sind 
gesetzlich unfallversichert und 
damit bei einem Arbeitsunfall, 
einem Arbeitswegeunfall oder 
einer Berufskrankheit entspre-
chend abgesichert. Die Beiträ-
ge zur Unfallversicherung zahlt 
der Arbeitgebende.

Und im Fall von Differenzen 
gilt auch bei einem Minijob das 
Kündigungsschutzgesetz. Droht 
also eine Entlassung, sind Be-
troffene nicht schlechterge-
stellt als vollzeitbeschäftigte 
Arbeitnehmer*innen.

 Joachim Schöne

„Große Haie, kleine Fische?“ Auf Minijobs trifft das in dieser Form 
nicht zu. Allerdings sollten Beschäftigte ihre Rechte kennen!

Foto: olly / Adobe Stock

Nachteile beim Minijob

Ein teures
Erfolgsmodell?

Wer in einem Minijob arbeitet 
hat – anders als herkömmlich 
Angestellte – normalerweise 
keine Abzüge durch Steuern 
oder Sozialabgaben. Auch von 
den Beiträgen zur Rentenver-
sicherung können sich gering-
fügig Beschäftigte auf Antrag 
befreien lassen. Diese Sonder-
regelungen gelten auch, wenn 
ein Minijob zusätzlich zu einer 
sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung ausgeübt wird. 

Für ihre Beschäftigten zah-
len Arbeitgebende pauschale 
Beiträge in die Sozialversiche-
rung ein. Das macht Minijobs 
im gewerblichen Bereich relativ 
gesehen sogar teurer als einen 
regulären Arbeitsplatz. Dennoch 
scheinen Minijobs weiterhin 
überaus attraktiv zu sein.

Das erklärt sich zum einen 
aus dem Umstand, dass bei der 
Bezahlung „brutto gleich netto“ 
gilt. Dadurch sind Beschäftigte 
eher bereit, geringere Löhne zu 
akzeptieren. Die Bertelsmann 
Stiftung veröffentlichte kürz-
lich Zahlen, nach denen ins-
gesamt rund zwei Drittel der 
Minijobber*innen in Haupttä-
tigkeit unterhalb der Niedrig-
lohnschwelle arbeiten.

Da es sich in der Regel um 
einfache Tätigkeiten handelt, 
verzichten Arbeitgebende meist 
auf teure Maßnahmen zur Aus- 
und Weiterbildung. Umgehen sie 
arbeitsrechtliche Vorgaben etwa 
zur Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall oder zum bezahlten 
Urlaub, sparen sie zusätzliche 
Kosten ein. 

Für Arbeitnehmer*innen er-
geben sich dagegen eher kurz-
fristige Vorteile. Sie sind meist 
über Jahre hinweg auf ihren 
Minijob angewiesen und tragen 
ein hohes Risiko, im Alter Armut 
zu erleiden. jos

Weitere Informationen bietet 
die Minijob-Zentrale. Sie gehört 
dem Verbund der Deutschen 
Rentenversicherung Knapp-
schaft-Bahn-See an und ist die 
deutschlandweite Einzugs- und 
Meldestelle für alle Minijobs. 
Mehr Inhalte finden Sie online 
unter: www.minijob-zentrale.
de sowie rund um die Uhr über 
eine Servicenummer unter Tel.: 
0355 / 29 02 70 799.

Info
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___Der Equal Pay Day legt seit 
Jahren den Finger in die Wunde. 
Trotzdem werden Frauen noch 
immer ungerecht bezahlt. Woran 
liegt das?

Frauen verdienen laut Statisti-
schem Bundesamt durchschnitt-
lich 18 Prozent weniger als Männer. 
Ein Teil dieser Lohnlücke lässt sich 
auf sogenannte strukturelle Unter-
schiede zurückführen. Viele Frau-
en erlernen Berufe, die schlechter 
bezahlt sind, arbeiten seltener in 
Führungspositionen und häufiger 
in Teilzeit oder in Minijobs. Doch selbst wenn man diese Faktoren he-
rausrechnet und sich gleichqualifizierte Frauen und Männer anschaut, 
die in der gleichen Branche und gleichen Position gleich viel arbeiten, 
dann ergibt sich in Deutschland immer noch eine nicht zu erklärende 
Lohnlücke von sechs Prozent. Und auch sechs Prozent sind sechs Pro-
zent zu viel und durch nichts zu rechtfertigen.

___Hat die Pandemie das Problem zusätzlich verschärft?
Die Corona-Krise hat deutlich gemacht, wie existenziell wichtig die 

Gesundheits- und Pflegeberufe sowie die Sorgearbeit für eine Gesell-
schaft sind. Corona muss Anlass sein, endlich eine gerechte Bezahlung 
der dort Tätigen zu erreichen. Einmalige Prämien mögen eine kleine 
Anerkennung signalisieren, eine gerechte Bezahlung machen sie aber 
nicht entbehrlich. Jetzt ist es an der Zeit, diese Tätigkeiten, die vor allem 
von Frauen geleistet werden, gesellschaftlich aufzuwerten und gerecht 
zu entlohnen.

___Was muss passieren, um endlich Gerechtigkeit zu erreichen?
Das Entgelttransparenzgesetz muss erweitert werden. Mit den Prüf-

verfahren und Berichtspflichten bin ich nicht einverstanden. Statt der 
unverbindlichen Aufforderung sollten die Unternehmen künftig ver-
pflichtet werden, ihre Entgeltstrukturen zu überprüfen und darüber zu 
berichten. Weiterhin setze ich mich dafür ein, den Beschäftigten mit 
einer Verbandsklage den Rücken zu stärken, damit sie im Falle der Ent-
geltdiskriminierung nicht alleine dastehen. Wird durch eine Auskunft 
eine Ungleichbehandlung festgestellt, so bedeutet das nicht automa-
tisch, dass Arbeitgebende das Entgelt anpassen müssen. Dafür muss im 
Fall des Falles der individuelle Rechtsweg beschritten werden.

 Interview: Joachim Schöne

„Prämien ersetzen keine 
gerechte Bezahlung“

Gerechtigkeit liegt ihr am Herzen. Deshalb demonstrierte SoVD-
Bundesfrauensprecherin Jutta König auch in diesem Jahr gegen die 
ungleiche Bezahlung von Männern und Frauen. Was ihr an dem 
Thema wichtig ist, darüber sprach sie mit der SoVD-Zeitung.

Interview

Jutta König

Es ist zu großen Teilen dem 
SoVD anzurechnen, dass heute 
überhaupt ein Bewusstsein für 
das Problem besteht. Denn für 
das Thema Entgeltgleichheit 
fühlte sich lange Zeit niemand 
verantwortlich. Verbesserungen 
wurden bisher aber leider nur in 
kleinen Schritten erreicht. Noch 
immer arbeiten Frauen im Ver-
gleich zu Männern insgesamt 
66 Tage im Jahr umsonst. 

Eine Schlüsselrolle sieht 
SoVD-Bundesfrauensprecherin 
Jutta König in den Gesund-
heits- und Pflegeberufen. Wäh-
rend der Corona-Pandemie sei 
besonders deutlich geworden, 
wie überlebenswichtig diese 
zumeist von Frauen geleisteten 
Arbeiten für unsere Gesellschaft 
sind. Diese Jobs, so Jutta König, 
müssen endlich angemessen 
und gerecht entlohnt werden.

Über Jahre hinweg machte 
sich der SoVD daher für eine 
gesetzliche Regelung zur Ent-
geltgleichheit stark. Dieser 
Einsatz mündete 2017 in der 
Schaffung des Entgelttrans-
parenzgesetzes. Mit diesem 
haben Frauen in Deutschland 
nun ausdrücklich das Recht 
nachzufragen, wie sie im Ver-
gleich zu ihren männlichen 
Kollegen bezahlt werden. Al-
lerdings gilt das nur für Betrie-
be mit mehr als 200 Beschäf-
tigten. Damit sind noch immer 
zu viele Frauen in kleinen und 
mittleren Unternehmen von 
einem Auskunftsanspruch aus-
geschlossen.

Von einer Erhöhung des 
Mindestlohns auf 12 Euro pro 
Stunde würden in erster Linie 
Frauen profitieren. Darauf wies 
zum Equal Pay Day auch noch 
einmal Bundesarbeitsminister 
Hubertus Heil (SPD) hin. Er ver-
sprach zudem, sich insgesamt 
für mehr Lohngerechtigkeit auf 
dem Arbeitsmarkt einzusetzen.

Angesichts der geplanten 
Erhöhung der Verdienstgrenze 
für Minijobs von 450 auf 520 
Euro erntete Hubertus Heil 
aber auch Kritik. Reiner Hoff-
mann, Vorsitzender des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes 
(DGB), warnte, damit werde ein 
hochproblematisches Beschäf-
tigungsverhältnis ausgeweitet. 

Neben Reiner Hoffmann de-
monstrierten am Equal Pay Day 

Den vergangenen Monat hatte der SoVD zum Gleichstellungsmonat ausgerufen. Ein Anlass hierfür 
war der Equal Pay Day („Tag der gleichen Bezahlung“) am 7. März. Dieser bundesweite Aktionstag 
findet jährlich an dem Tag statt, bis zu dem Frauen angesichts einer durchschnittlichen Lohnlücke von 
18 Prozent im Vergleich zu Männern theoretisch umsonst arbeiten. SoVD-Bundesfrauensprecherin 
Jutta König fand klare Worte: „Frauen müssen endlich gerechter bezahlt werden!“

Frauen müssen gerechter bezahlt werden!
Zum Equal Pay Day forderte der SoVD auch in diesem Jahr gleichen Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit

Protestierten zum Equal Pay Day vor dem Brandenburger Tor (v. li.): 
Berlins Regierende Bürgermeisterin Franziska Giffey, SoVD-Bundes-
frauensprecherin Jutta König, Bundesarbeitsminister Hubertus Heil 
und die stellvertretende DGB-Vorsitzende Elke Hannack.

Diese Sendung kam ohne Frauenquote aus (v. li.): SoVD-Presse-
sprecher Peter-Michael Zernechel, Henriette Wunderlich, Lisi Maier 
und Musikerin Henriette sowie (auf dem Monitor) Denise Loop.

Foto: Paulina Möller / SoVD
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auch Anja Piel und Katja Karger 
vom DGB sowie Ulle Schauws 
(MdB, Bündnis 90 / Die Grünen) 
und Uta Zech (Business and 
Professional Women) vor dem 
Brandenburger Tor für Lohn-
gerechtigkeit. SoVD-Bundes-
frauensprecherin Jutta König 
nutzte den Termin für intensive 
Gespräche mit allen Beteilig-
ten. Begleitet wurde sie von Dr. 
Simone Real, Referentin beim 
SoVD-Bundesverband.

Die vom DGB kritisierte Aus-
weitung der Minijobgrenze be-
wertet auch der SoVD als falsch. 
Die Corona-Krise habe gezeigt, 
wie wichtig sozial abgesicher-
te Jobs seien. Um Altersarmut 
gerade bei Frauen wirksam zu 
vermeiden, wäre nach Ansicht 
des SoVD zudem eine Anhe-
bung des Mindestlohns auf 13 
Euro pro Stunde sachgerechter 
gewesen. jos

Es existieren viele Baustellen
SoVD.TV widmete sich am Equal Pay Day dem Thema Gleichstellung – und stieß auf manche 

Baustelle. Bei der Talkrunde dabei waren die Politikwissenschaftlerin Lisi Maier, die Bundestagsab-
geordnete Denise Loop (Bündnis 90 / Die Grünen) und die SoVD-Referentin Henriette Wunderlich.

Lisi Maier, die gemeinsam mit 
Dr. Arn Sauer die Bundesstiftung 
Gleichstellung leitet, wies auf 
die von Frauen geleistete Sorge-
arbeit hin. Sie sei ein wichtiger 
Grund für deren niedriges Ein-
kommen. Zudem habe die Pan-
demie zu einer Rückkehr in tra-
ditionelle Rollenmuster geführt. 

Alle Teilnehmerinnen waren 
sich in einem Punkt einig: Die 
Arbeitswelt müsse sich gene-
rell ändern, um Gleichstellung 
zu erreichen. Dazu gehörten vor 
allem flexiblere Arbeitsmodelle 
und bessere Rahmenbedingun-
gen, die eine Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie für alle Ge-
schlechter ermöglichten.

Sendung von SoVD.TV stellte die Frage, wie weit wir mit der Gleichstellung sind
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Der Berliner Hauptbahnhof 
ist ein wichtiger Knotenpunkt 
für Geflüchtete aus Osteuropa.  
Viele Helfende zeigen hier seit 
dem Kriegsbeginn ihre Solida-

Ein zentraler Tagesordnungs-
punkt war die Wahl einer neuen 
Landesjugendleitung: Janna Ah-
rens wurde als Sprecherin der 
Jugend in NRW erneut bestätigt, 
ebenso ihr Stellvertreter And-
reas Hupe und die Beisitzerin 
Sarah Dehn. Neu in der Landes-
jugendleitung hingegen ist nun 
Monique Rudolf.

Der Landesvorsitzende des 
SoVD NRW, Franz Schrewe, hatte 
Grüße des Geschäftsführenden 

rität, indem sie Ankömmlinge 
versorgen und beispielsweise 
einen Schlafplatz zur Verfügung 
stellen. Als von Kriegsopfern 
gegründeter Verband ist der 

Landesvorstandes sowie des 
Landesvorstandes im Gepäck 
und bedankte sich bei allen Be-
teiligten für ihre Arbeit und die 
Einladung. Es sei wichtig, dass 
die Arbeit der SoVD-Jugend 
trotz „der vielen Steine, die Co-
rona dem Ehrenamt in den Weg 
gelegt hat“, fortgesetzt worden 
sei. In seinen Grußworten lud er 
die Jugend zudem dazu ein, sich 
auch in den anderen Gremien 
des Landesverbandes einzu-

SoVD von diesen Schicksalen 
betroffen. 

Landesvorsitzende Ursula 
Engelen-Kefer stellt dazu fest: 
„Als SoVD werden wir uns mit 
den uns zur Verfügung stehen-
den Mitteln und Kräften an der 
Umsetzung dieser dringend 
gebotenen Schutzmaßnahmen 
für die aus den Kriegsgebieten 
in der Ukraine fliehenden Men-
schen beteiligen. Unsere Kreis- 
und Ortsverbände haben wir 
bereits zu Spenden und sonsti-
gen Hilfen aufgerufen.“ 

Der Landesverband hat außer-
dem ein Spendenkonto eingerich-
tet. Die Daten lauten: Kontoinha-
ber: Sozialverband Deutschland 
LV Berlin-Brandenburg, IBAN: 
DE40 5206 0410 0105 0265 20, 
BIC: GENO DEF1 EK1, Stichwort: 
Ukraine Hilfe. Mehr Informatio-
nen unter: www.sovd-bbg.de. 

Hilfe für Kriegsflüchtlinge

Neue Landesjugendleitung

Viele Menschen flüchten vor den russischen Angriffen aus den Kriegsgebieten in der Ukraine nach 
Deutschland. Eine große Zahl von Hilfsbedürftigen kommt in Berlin an. Der Landesverband hat zu 
ihrer Unterstützung ein Spendenkonto ins Leben gerufen. 

Per Videokonferenz tauschte sich SoVD-Präsident Adolf-Bauer 
mit Claudia Moll (SPD) aus. Die Bundestagsabgeordnete ist seit 
diesem Jahr die Bevollmächtigte der Bundesregierung für Pflege.

Der SoVD-Landesverband Nordrhein-Westfalen hat eine neue Landesjugendleitung. Die Landes-
jugendkonferenz fand am 19. März in hybrider Form statt, also nur zum Teil in Präsenz. Neben den 
Mitgliedern der SoVD-Jugend in NRW nahmen auch der Landesvorsitzende des SoVD NRW, Franz 
Schrewe, der Bundesjugendvorsitzende Sebastian Freese sowie die Referentin für Jugendpolitik im 
Bundesverband, Dr.in Simone Real, als Gäste teil. 

Die Landesjugendkonferenz fand in hybrider Form statt.

Geflüchtete benötigen haupt- und ehrenamtliche Unterstützung. 

Foto: Linda Malolepszy 

Foto: Achim Wagner / Adobe Stock 

bringen. Inhaltlich ging er dabei 
besonders auf die „Baustellen“ 
Barrierefreiheit und Verteilungs-
gerechtigkeit ein, die ja ebenso 
Schwerpunkte der Arbeit der 
SoVD-Jugend seien. 

Auf den dringend notwendi-
gen Abbau von Barrieren weist 
unter anderem auch die jugend-
politische Resolution hin, die von 
der Landesjugendkonferenz ver-
abschiedet wurde. Weitere Kern-
forderungen dieses Papiers sind 
mehr politische Teilhabe und 
Mitbestimmung für junge Men-
schen, Zugang zu qualifizierter 
Ausbildung und die Bekämpfung 
von Kinder- bzw. Familienarmut. 

Der Bundesjugendvorsitzende 
Sebastian Freese nutzte die Ein-
ladung zur „LJK“ auch, um für den 
Inklusionslauf am 25. Juni in Ber-
lin zu werben. Außerdem hofft er 
auf eine hohe Beteiligung beim 
(vom SoVD ausgelobten) „tag des 
wir“ am 21. August. Alle, die sich 
bei diesen Terminen einbringen 
wollen, können ihn gern kontak-
tieren oder sich bei Dr.in Simone 
Real melden. Die Bundesjugend-
konferenz findet vom 14. bis zum 
16. Oktober 2022 statt. mv

Berlin-BrandenburgBB

Nordrhein-WestfalenNW

Mit einem frisch gebackenen Kuchen im Gepäck bedankten die 
Kinder sich bei den Teilnehmenden und beim BBW-Ausbilder Kai 
Hellwig, die mit ihren Arbeiten dafür gesorgt hatten, dass das Sofa 
nun in neuem Glanz erscheint. „Wir freuen uns, dass wir die Kita 
unterstützen konnten, und wünschen den Kleinen viel Spaß mit 
dem neu bezogenen Sofa. Ein großes Lob auch an unsere Teilneh-
menden der Berufsvorbereitung, die den Zuschnitt und das Nähen 
ganz toll umgesetzt haben“, sagte Kai Hellwig bei der Übergabe.

BBW Stendal unterstützt 
Kita mit neuem Sofa

Azubis bereiten „Johannitersternchen“ große Freude

Reichlich Trubel gab es kürzlich im BBW-Bereich Farbtech-
nik / Raumgestaltung, in dem Polster- und Dekorationsnäher*innen 
sowie Raumausstatter*innen ausgebildet werden. Acht Knirpse 
der Johanniter-Kindertageseinrichtung „Johannitersternchen“ 
waren zu Besuch, um ihr neu bezogenes Kindersofa abzuholen.

Die „Johannitersternchen“ bedankten sich bei den Auszubildenden  
des Berufsbildungswerks Stendal mit selbst gebackenem Kuchen.

Foto: BBW Stendal

SoVD im Gespräch

Neben dem Leiter der Geschäftsstelle der Pflegebevollmächtig-
ten, Bernd Kronauer, nahm auch SoVD-Referent Florian Schönberg 
an dem Gespräch teil. Inhaltlich bestimmten die pflegepolitischen 
Themen des Koalitionsvertrages die Diskussion. Der SoVD warnte, 
erneut drohende Besuchsverbote in Pflegeeinrichtungen müssten 
unbedingt abgewendet werden. Auch die Ergebnisse des SoVD-
Gutachtens zu Patientenrechten wurden besprochen.

Pflege im Fokus

Beim Gespräch mit der Pflegebevollmächtigten Claudia Moll und 
Bernd Kronauer (unten, v. li.) vertraten Florian Schönberg und Prä-
sident Adolf Bauer (oben, v. li.) den SoVD.

Foto: Screenshot 
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Keinen Menschen zurücklassen
Gerade in aktuellen Weltkrisen heißt es in der Behindertenpolitik: gemeinsam am Ball bleiben. Das 

Sekretariat des Deutschen Behindertenrates (DBR), das für das Jahr 2022 der SoVD leitet, hat viel 
zu koordinieren. Auszugsweise berichtet „Soziales im Blick“ hier wieder über den aktuellen Stand. 

Die Vernetzung der über 140 
Verbände und Selbsthilfeor-
ganisationen ist aufwendig 
– und produktiv. Im DBR, mit 
SoVD-Präsident Adolf Bauer als 
seinem Sprecherrats-Vorsitzen-
dem, gründeten sich zahlreiche 
neue Initiativen, um die neue 
Legislatur kraftvoll anzugehen. 
Auch der Arbeitsausschuss tag-
te erneut. Den Austausch mit der 
Politik setzte das Aktionsbünd-
nis fort. Durch all das konnten 
die Verbände ihre Forderungen 
anbringen und zugleich ihre Ex-
pertise und Mitarbeit anbieten.

Teilhabe am Arbeitsmarkt 
verbessern

Zum Austausch gehörten ne-
ben Gesprächen und Schreiben 
an den Kanzler, die Ministerien 
und die behindertenpolitischen 
Fraktionssprecher*innen auch 
Rückmeldungen zu geplanten 
Verordnungen und Gesetzen. 

Zudem übermittelte das Se-
kretariat zum Beispiel das DBR-
Forderungspapier „Die Teilhabe 
an Arbeit von Menschen mit Be-
hinderung im Rechtskreis des 
SGB II verbessern“ an Dr. Rolf 
Schmachtenberg, Staatssekre-
tär im Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS). 

Ukraine: Hilfe für Menschen 
mit Behinderungen

Aktuell ist der DBR „geschockt 
und zutiefst betroffen über die 
immer dramatischere Lage in der 
Ukraine seit Beginn der Kriegs-
handlungen Russlands am 24. 
Februar. Der DBR stellt sich soli-
darisch an die Seite der Ukraine-
rinnen und Ukrainer.“ 

Seine besondere Sorge gilt 
Menschen mit Handicap, vor al-
lem in Heimen und Einrichtun-
gen. Sie dürften nicht vergessen 
und zurückgelassen werden, 
sondern bräuchten Unterstüt-
zung, etwa mit Evakuierungs- 

und Hilfsprogrammen. Geschätzt 
hätten 100.000 von einer Million 
Geflüchteter eine Behinderung. 
Hier müsse die Bundesregierung 
mehr und besser koordinieren.

Diesen Appell schickte der 
DBR unter anderem der Außen-
ministerin, der Beauftragten 
der Bundesregierung für Men-
schenrechte und dem Bundes-
behindertenbeauftragten. Per 
Pressemeldung und in den so-
zialen Medien wandte er sich 
zudem an die Öffentlichkeit.

UN-Frauenrechtskonvention: 
behindertenpolitische Sicht

Auch sonst bringt sich der DBR 
international ein. In New York 
sind im Juni Wahlen für 2023–
2026 zum „United Nations Com-
mittee on the Elimination of 
Discrimination against Women“ 
(CEDAW), dem UN-Fachaus-
schuss für die Beseitigung der 
Diskriminierung der Frau. Der 
Ausschuss prüft die Einhaltung 

der Frauenrechtskonvention; 
Deutschland ist Vertragsstaat.

Daher schrieb der DBR ans 
Bundesaußenministerium und 
gab eine Wahlempfehlung ab: 
Erneut unterstützt er Ana Peláez 
Narváez aus Spanien, Vizepräsi-
dentin des European Disability 
Forums (EDF). Da laut UN-An-
gaben jede fünfte Frau auf der 
Welt mit einer Behinderung 
lebt, müsse diese Perspektive in 
die Frauenrechte- und Gleich-
stellungspolitik einfließen. 

Seit 2021 ist Peláez stell-
vertretende Vorsitzende und 
Präsidiumsmitglied bei CEDAW 
– und wurde 2018 die erste Per-
son mit einer Behinderung, die 
einem UN-Vertragsorgan außer 
dem Ausschuss zur Behinder-
tenrechtskonvention angehört.

Wahlen für Vertretungen 
bleiben ohne Präsenzpflicht

Das BMAS teilte mit, dass es 
„Corona-Regelungen“ in Ver-
ordnungen, die bei Wahlen von 
Vertretungen die Anwesen-
heitspflicht aussetzten, verlän-
gert. Sie gelten nach dem Ende 
vieler Corona-Maßnahmen so-
mit ganz entfristet weiter.

So kann man an Wahlver-
sammlungen zu Schwerbehin-
dertenvertretungen künftig 
dauerhaft per Video- und Tele-
fonkonferenz teilnehmen und 
dann per Brief seine Stimme 
abgeben. Gleiches gilt für die 
Wahl von Werkstatträten in 
den Werkstätten für behinderte 
Menschen (WfbM).

 Eva Lebenheim

Neues aus dem DBR-Sekretariat – nationale und internationale Perspektiven

Jede fünfte Frau weltweit hat eine Behinderung. Der DBR fordert, 
das in die Gleichstellungs- und Frauenrechtspolitik einzubeziehen.

Foto: hedgehog94 / Adobe Stock

Immer mehr Menschen fliehen vor dem Krieg in der Ukraine. Der 
DBR sorgt sich dabei zusehends um Flüchtende mit Handicap.

Foto: Vanja / Adobe Stock

Mehr zum DBR und Anmeldung 
für den monatlichen Newsletter 
im Internet auf: www.deutscher-
behindertenrat.de. Der DBR twit-
tert zudem unter: @dbr_info.

Info

Doch die Umsetzung der Teilimpfpflicht für Pflegekräfte wird in 
den Bundesländern unterschiedlich gehandhabt werden. 

In einigen Regionen Deutschlands sollen die Gesundheitsämter 
genau prüfen, ob die Menschen in Heimen und Krankenhäusern 
noch versorgt werden können, wenn ungeimpfte Beschäftigte ein 
Betretungsverbot bekommen. So heißt es zum Beispiel im Land 
Berlin, die einrichtungsbezogene Impfpflicht werde unter Berück-
sichtigung der Versorgungssicherheit umgesetzt. Das bedeutet, die 
Gesundheitsämter bewerten, wie stark die Gesundheitsversorgung 
gefährdet sein könnte, und können ein Verfahren auf dieser Basis 
notfalls aussetzen. 

Außerdem soll künftig ein geringerer Corona-Arbeitsschutz als 
noch vor Kurzem gelten. Nach einer entsprechenden Verordnung 
des Sozialministeriums sollen Arbeitgeber*innen demnach weitge-
hend selbst bestimmen können, wie sie das Risiko von Infektionen 
einschätzen und welche Auflagen im Betrieb noch gelten sollen. veo

Teilimpfpflicht in Pflege
Umsetzung ist oftmals Ermessensfrage

Für Arbeitnehmer*innen in Pflegeberufen gilt seit Kurzem die 
sogenannte einrichtungsbezogene Impfpflicht. Ungeimpften Be-
schäftigten im Gesundheitssektor könnten jetzt Konsequenzen 
drohen. Die Ämter dürfen Bußgelder, Tätigkeits- und Betretungs-
verbote verhängen. 

In einer inklusiven Gesellschaft geht es nicht allein darum, dass 
Menschen mit körperlichen und geistigen Behinderungen auf 
weniger Stufen, Treppen, Angebote ohne Blindenschrift oder Un-
tertitel sowie andere Barrieren und Hindernisse stoßen. Auch im 
Bewusstsein vieler Menschen gibt es große Defizite, oft deshalb, 
weil Menschen mit und ohne Behinderungen immer noch zu we-
nige Berührungspunkte haben. Dabei betrifft das Thema Ausgren-
zung und mangelnde soziale Teilhabe nicht nur Menschen mit 
Handicap. Auch Menschen mit Migrationshintergrund, von Armut 
Betroffene und Menschen unterschiedlichster Geschlechtsidenti-
tät leiden darunter. 

Ideen und Aktionen der Gliederungen gesucht
Gemeinsames Erleben verändert Einstellungen. Deshalb soll es 

am „tag des wir“ vor allem um positive, gelebte Beispiele gehen, 
die – abseits der politischen Forderungen des SoVD – zeigen, wie 
Inklusion funktionieren kann. Der SoVD-Bundesverband hat alle 
Landes-, Kreis- und Ortsverbände dazu eingeladen, sich am Akti-
onstag zu beteiligen und ihre Ideen vorzustellen. 

Ob Sport- oder Spieleveranstaltung, gemeinsamer Stammtisch 
oder Hindernisparcours – haben Sie schon Ideen zu Veranstaltun-
gen? Sind Sie bereits in der Planung? Senden Sie uns die in Ihrem 
Orts- und Kreisverband geplanten Projekte gerne per E-Mail an: 
tagdeswir@sovd.de oder per Post an den SoVD e. V., Stichwort „tag 
des wir“, Abteilung PAD, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. 

Wir nehmen Ihre Idee gerne in unsere Aktionstag-Deutschland-
karte auf, um anderen ein Beispiel zu geben. Die Karte veröffent-
lichen wir in der Juli- / August-Ausgabe. 

Für Ideen kann außerdem die vom SoVD herausgegebene Ideen-
broschüre „Hand in Hand“ dienen. Diese senden wir Ihnen gerne 
auf Anfrage zu. Sie können sich die Broschüre auch unter: www.
sovd.de/broschueren im Bereich „Ehrenamt“ herunterladen.  veo

Vorschläge einreichen 
für den „tag des wir“

Aktionen werden auf Deutschlandkarte abgebildet

Eine gut funktionierende, inklusive Gesellschaft lebt von Vielfalt, 
Toleranz und Solidarität. Der SoVD hat hierzu einen Aktionstag zum 
Mitmachen und Mitgestalten ausgerufen. Der „tag des wir“ findet 
immer am 21. August statt, so auch in diesem Jahr. Im Mittelpunkt 
stehen die soziale Teilhabe und das Miteinander in allen Lebensberei-
chen und aus allen Situationen heraus. Teilnehmende Orts- und Kreis-
verbände können ihre geplanten Aktionen an den Bundesverband 
schicken, damit sie beispielgebend veröffentlicht werden können.  
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Seit über einem Jahr bereits können sich SoVD-Mit-
glieder für den Wechsel zur digitalen Mitgliederzei-
tung entscheiden. In den letzten drei Monaten nutzten 
mehrere Tausend unter ihnen das Angebot in Verbin-
dung mit einer Verlosungsaktion. Insgesamt fünf Tab-
lets waren dabei zu gewinnen. Die glücklichen Gewin-
ner*innen werden Anfang April aus den Einsendungen 
ermittelt. Zugleich haben alle neuen digital Lesenden 
auch der Umwelt einen Dienst erwiesen, denn der 
SoVD hat versprochen, für jede 100. Anmeldung einen 
Baum zu pflanzen. 

Eine Ummeldung auf das E-Paper ist natürlich auch 
weiterhin möglich. In das entsprechende Formular 
unter www.sovd.de/e-paper sind hierzu lediglich 
Name, Mitgliedsnummer und E-Mail-Adresse einzutra-
gen, um künftig die Zeitung direkt ins E-Mail-Postfach 
zu bekommen. Ihre Vorteile: Im digitalen Bezug ist die 
SoVD- Zeitung schneller als im Postversand bei Ihnen. 
Zudem enthält das E-Paper alle Landesbeilagen. Es 
bietet darüber hinaus direkte Verlinkungen in Artikel 
und einen Vorlesemodus bei der Nutzung am Smart-
phone oder Tablet. 

Gleich QR-Code  

scannen und  

anmelden!

Wechseln Sie  
zum E-Paper!

Fotos: StockPhotoPro, lordn / Adobe Stock
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Der SoVD-Landesverband wünscht seinen Mitgliedern und deren  
Familien ein frohes und besinnliches Osterfest!

Osterfreude
Unser Schneemann ist geschmolzen,

er ist schon nicht mehr zu seh‘n.
Endlich ist vorbei der Winter

und es freu‘n sich auch die Kinder,
denn der Frühling, der wird schön.
Bald schon läuten Osterglocken.
Kleine Häschen – eins, zwei, drei

unter Büschen, hinter Hecken,
ihre Nester schnell verstecken.

Süße Osterschleckerei!

Unterkunft für Menschen in Not
Die Hilfsbereitschaft gegenüber Flüchtlingen aus der Ukraine ist groß. Bereits mehr als 1,5 Mil-

lionen Menschen sind von dort geflohen. Viele Menschen hierzulande bieten Zimmer auch in Miet-
wohnungen an. Der Deutsche Mieterbund erklärt, was dabei zu beachten ist. 

Dürfen Geflüchtete in Miet-
wohnungen aufgenommen 
werden? Ja. Wer zur Miete 
wohnt, darf grundsätzlich auch 
Flüchtlinge in seiner*ihrer 
Mietwohnung aufnehmen. Al-
lein der Mieter oder die Mie-
terin darf entscheiden, ob und 
wann Besuch empfangen wird. 
So ist auch die „besuchsweise“ 
Aufnahme von Menschen aus 
der Ukraine gestattet. Die Mo-
tivation dafür spielt keine Rolle.

Wie lange dürfen die Men-
schen in der Wohnung bleiben, 
ohne den*die Vermieter*in da-
rüber informieren zu müssen? 
Sechs bis acht Wochen gilt  
laut Mieterbund als Zeitspan-
ne für einen erlaubnisfreier 
Besuch. Auch eine kurzfristige 
Überbelegung der Wohnung 
ist erlaubt. Dauert der Besuch 
länger, so sollte der*die  Ver-
mietende informiert und um Er-
laubnis gebeten werden. Denn 
ein Zeitraum von drei Monaten 
überschreitet in jedem Fall die 
normale Besuchsdauer und 
ist daher zwingend erlaubnis-
pflichtig. Deshalb ist es ratsam 
(um sicherzugehen, dass die 
gute Tat nicht „böse“ endet), 
Vermieter*innen bereits um Er-
laubnis zu bitten, wenn die Gäs-
te länger als acht Wochen in der 
Wohnung bleiben müssen.

Wird die Erlaubnis des*der 
Vermietenden immer benötigt, 
wenn Menschen für längere 
Zeit aufgenommen werden? 
Ehe- und Lebenspartner*innen, 
Kinder oder Eltern dürfen 
in der Wohnung aufgenom-
men werden, ohne die*den 

Vermietende*n dazu um Erlaub-
nis fragen zu müssen. Für die 
Aufnahme anderer Personen 
sagt das Gesetz, dass der Mie-
ter oder die Mieterin einen An-
spruch auf die Erlaubnis des*der 
Vermietenden hat, wenn nach 
Abschluss des Vertrages ein 
„berechtigtes Interesse“ des 
Mieters oder der Mieterin für 
die Aufnahme in die Wohnung 
entsteht. Ausreichend dafür 
sind einleuchtende wirtschaft-
liche oder persönliche Gründe. 
Das kann zum Beispiel auch nur 
der Wunsch sein, nicht mehr al-
lein leben zu wollen oder die 
eigenen Wohnkosten zu sen-
ken. Der*die Vermietende darf 
jedenfalls Flüchtlinge als „Un-
termieter“ nicht nur deswegen 
ablehnen, weil sie Ausländer 
sind. Aus Sicht des Mieterbun-
des reichen humanitäre Inter-
essen aus, einen Kriegsflücht-
ling für eine längere Zeit in 
die Mietwohnung aufnehmen 

zu dürfen. Ob auch humanitä-
re Interessen ein berechtigtes 
Interesse des Mieters oder der 
Mieterin darstellen, ist höchst-
richterlich noch nicht entschie-
den und wird von den Gerichten 
unterschiedlich bewertet. 

Was droht, wenn jemand län-
gerfristig ohne die Erlaubnis 
aufgenommen wird? In diesem 
Fall darf der*die Vermietende 
den*die Mieter*in abmahnen 
und sogar fristlos kündigen, 
wenn die Abmahnung nicht 
„fruchtet“. Mieter*innen müs-
sen nach einer Abmahnung al-
les tun, um das „Untermietver-
hältnis“ zu beenden. Hat der*die 
Mieter*in aber nur vergessen, 
die Erlaubnis einzuholen und 
hätte der*die Vermieter*in zu-
stimmen müssen, ist eine frist-
lose Kündigung unberechtigt. 

Gibt es formale Vorgaben 
für die „Bitte um Erlaubnis“? 
Mieter*innen müssen ein tat-
sächliches Interesse darlegen, 
das aktuell durch den Ukraine-
krieg auf der Hand liegt. Ferner 
müssen Mieter*innen „den Drit-
ten“ namentlich benennen. Eine 
Formvorgabe für das Erlaubnis-
gesuch gibt es nicht. Es sollte 
aus Beweisgründen schriftlich 
eingehen.

Worauf ist noch zu achten? 
Mieter*innen müssen sich ein 
„vertragswidriges Verhalten“ 
des Besuchs anrechnen lassen. 
Sie haften für alle Personen, die 
sie aufgenommen haben – un-
abhängig davon, wie lange sie 
bleiben.       mh

Was es bei Aufnahme von Flüchtlingen in der Mietwohnung zu beachten gibt

Viele Menschen möchten den Flüchtlingen aus der Ukraine helfen, 
indem sie ein Zimmer in ihrer eigenen Wohnung anbieten.

Foto: Halfpoint / Adobe Stock

Unterstützung für  
Ukraine-Flüchtlinge

Gerne möchten wir uns an der Hilfsaktion für Menschen aus 
der Ukraine beteiligen und bereits nach Berlin geflüchtete 
nach Rheinland-Pfalz holen. Dazu sollen die Kontingente der 
Bahn genutzt werden. Der SoVD-Landesverband hat bereits 
mit den örtlichen Behörden in Kaiserslautern gesprochen, die 
ihm bei der Verteilung der Flüchtlinge in verschiedene Unter-
künfte helfen werden.

Haben Sie Interesse, mitzuhelfen, dann melden Sie sich bitte 
per E-Mail an:  tim.giermann@sovd-rps.de oder rufen Sie an 
unter Tel.: 0631 / 73 657. Wir würden uns sehr freuen, wenn sie 
uns bei dieser humanitären Hilfskation unterstützen!

In der fünften Kalenderwoche dieses Jahres (30. Januar bis 5. 
Februar) waren 690 Krankengeld-Anspruchsberechtigte wegen 
Influenza arbeitsunfähig und im Jahreszeitraum zuvor rund 490 
Personen. In den Jahren 2018 bis 2020 lag die Zahl der Krank-
schreibungen in der fünften Kalenderwoche zwischen 3.750 und 
5.960 Betroffenen. „Anfang Februar gab es 85 Prozent weniger 
Grippekranke als in den Jahren 2018 bis 2020. Da die Grippewelle 
jetzt schon zum zweiten Mal ausfällt, gerät die Bevölkerung mit 
dem Influenzavirus weniger in Kontakt. Deshalb wird die Grip-
peschutzimpfung vor allem im kommenden Herbst wichtig, da 
das Immunsystem nun über zwei Jahre weniger trainiert wurde“, 
sagt Prof. Dr. Christoph Straub, Vorstandsvorsitzender der Barmer. 
Die Grippewelle starte normalerweise im November und errei-
che ihren Höhepunkt im Februar und März, bevor sie wieder stark 
abflaue. Im Jahr 2018 habe es bis zu 22.000 barmerversicherte 
Grippe-Erkrankte in einer Woche gegeben. Derzeit spreche nichts 
dafür, dass es auch nur zu annähernd hohen Fallzahlen in den 
folgenden Wochen komme.  

Wie aus der Barmer-Analyse weiter hervorgeht, gibt es deutliche 
regionale Unterschiede beim Auftreten der Grippe. Bundesweit lag 
der Durchschnitt bei 18 Grippekranken je 100.000 Erwerbstätige. 
Die meisten Krankschreibungen gab es in Kalenderwoche fünf die-
ses Jahres in Brandenburg mit 35 je 100.000 barmerversicherten 
Beschäftigten mit Anspruch auf Krankengeld, gefolgt von Hessen 
(25 je 100.000). Die geringste Rate gab es in Thüringen und Nie-
dersachsen mit 9 bzw. 11 je 100.000). „Die Fallzahlen bei der Grip-
pe sind insgesamt in allen Regionen sehr moderat. Je geringer die 
Häufigkeit, desto besser“, so Straub.                Quelle: Barmer

Immunsystem trainieren
Corona-Pandemie stoppt Grippewelle zum zweiten Mal

Die Grippewelle fällt voraussichtlich im zweiten Jahr in Folge aus. 
Zu diesem Ergebnis kommt eine aktuelle Auswertung des Barmer 
Instituts für Gesundheitssystemforschung unter barmerversicher-
ten Erwerbstätigen.
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Sprechstunden

60 Jahre: 1.4.: Isolde Ranly-Poser, Feilbingert; 7.4.: Ulrike Tröster, 
Otterberg; 11.4.: Bernd Sawallisch, Daxweiler; 14.4.: Sabine Hoff-
mann, Kirkel; 16.4.: Regina Weisenfeld, Unnau; 23.4.: Daniela Gut-
mann-Steentjes, Oberirsen, Stefan Dengs, Diez; 25.4.: Doris Bößer, 
Hördt; 26.4.: Andrea Baumann, Limburgerhof.
65 Jahre: 6.4.: Birgit Ackermann, Mainz; 12.4.: Hans-Joachim Nöl-
ler, Almersbach; 15.4.: Friedhelm Müller, Aarbergen, Fred Wenzel-
mann, Unnau, Gitta Savec, Bingen; 21.4.: Cäcilia Braun, Hördt; 25.4.: 
Wladimir Knauz, Bad Kreuznach.
70 Jahre: 3.4.: Steffi Fettel, Worms; 7.4.: Gabriele Zimmermann, 
Heidesheim; 9.4.: Winfried Weigold, Kircheib; 10.4.: Ingrid Rink, 
Katzweiler; 12.4.: Wolfgang Rheinheimer, Odenbach; 14.4.: Gertrud 
Hoffmann, Rülzheim; 20.4.: Edeltraud Hoffmann, Kuhardt; 25.4.: 
Heinrich Glas, Spiesen-Elversberg; 28.4.: Karl-Heinz Heubel, Rülz-
heim.
75 Jahre: 5.4.: Mary Klein-Bruerius, Heusweiler; 6.4.: August Heu-
bel, Rülzheim; 9.4.: Gerd Weber, Rülzheim; 14.4.: Henrik Hautz, 
Bingen; 17.4.: Waldemar Friedrich, Rülzheim; 25.4.: Monika Otto, 
Rülzheim.
80 Jahre: 1.4.: Irene Vassiliadis, Worms; 19.4.: Johann Hartmann, 
Ottweiler, Werner Nasinski, Ludwigshafen; 24.4.: Erika Schmidt, 
Werkhausen.
85 Jahre 5.4.: Werner Schuster, Lauterecken; 28.4.: Karl-Heinz Men-
ges, Westerburg; 30.4.: Emmi Weinsheimer, Lauterecken.
95 Jahre: 19.4.: Maria Busch, Altenglan.
96 Jahre: 6.4.: Wilhelm Hupperich, Ottweiler; 15.4.: Erika Mecking, 
Ingelheim; 21.4.: Ferdinand Wirfs, Koblenz; 24.4.: Resi Weber, Weis-
senthurm.
100 Jahre: 6.4.: Ruth Irmisch, Klein-Winternheim.

Glückwünsche

Wir gratulieren

Benötigen Sie einen 
sachkundigen Rat unserer 
Sozialberater*innen rund um  
das Sozialrecht, wenden Sie 
sich bitte telefonisch an die 
Landesgeschäftsstelle in 
Kaiserslautern oder Mainz, 
Tel.: 0631 / 73 657 oder 
06131 / 69 30 165, die Ih-
nen den / die zuständige*n 
Berater*in nennt.

Zur groben Orientierung der 
Zuständigkeiten:

Für die Region Wörth steht 
ihnen unser Sozialberater   
Jürgen Nesweda unter Tel.: 
0151 / 22 43 52 99 mit vorhe-
riger Terminvereinbarung zur 
Verfügung.

Für die Region Westerwald 
steht Ihnen unsere Sozialbe-

raterin Sigrid Jahr mit vorheri-
ger Terminvereinbarung unter 
06432 / 92 49 480 zur Verfü-
gung.

Für die Region Saar-Pfalz 
steht Ihnen unser Sozialberater 
Sven Heidenmann mit vorheri-
ger Terminvereinbarung unter 
Tel.: 06351 / 13 14 141 zur Ver-
fügung.

Für die Region Rheinhessen-
Nahe steht Ihnen unsere Sozi-
alberaterin Andrea Klosova mit 
vorheriger Terminvereinbarung 
unter Tel.: 06721 / 98 40 78 zur 
Verfügung.

Die Vereinbarung von „Vor-
Ort-Terminen“ in den Bera-
tungsstellen, von telefonischen 
oder Online-Beratungen erfolgt 

über die Sozialberater*innen.
Neben den hauptamtlichen 

Sozialberater*innen stehen Ih-
nen auch weiterhin ehrenamtli-
che Berater*innen (z. B. Gabriele 
Scheppelmann, Spiesen-Elvers-
berg, Tel.: 0176 / 34 03 41 58; 
Helmut Burkhardt, Kusel, Tel.: 
06382 / 80 01) mit Rat und Tat 
zur Seite. Nähere Informationen 
erhalten Sie bei der Landesge-
schäftsstelle.

Die Adressen der Büros der 
Landesgeschäftsstelle lauten: 

Büro Kaiserslautern: Spittel-
straße 3, 67659 Kaiserslautern, 
Tel.: 0631 / 73 657.

Büro Mainz: Kaiserstra-
ße 26-30, 55116 Mainz, Tel.: 
06131 / 69 30 165.

Foto: Ortis / Adobe Stock

Martina Tritsch konnte am 1. März 2022 ihre 30-jährige Mit-
gliedschaft im SoVD feiern. Der damalige 1. Vorsitzende Karl Hauck 
hatte sie am 1. März 1992 als Mitglied in den Ortsverband Wörth 
aufgenommen. Die 1. Vorsitzende Ursula Klöffer überreicht die Ur-
kunde Coronabedingt im privaten Umfeld.

Es gilt deutsches Arbeitsrecht
Im eigenen Haushalt rund um die Uhr versorgt zu werden – das wünschen sich viele pflegebedürftige 

Menschen. Weil Angehörige dies allein zumeist nicht leisten können, suchen sie nach praktikablen 
Lösungen mit Unterstützung durch Dritte. Oft sind das Arbeitskräfte aus dem Ausland. 

Für alle EU-Länder gilt die 
sogenannte Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit. Das heißt, deutsche 
Haushalte dürfen Bürger*innen 
aus den EU-Mitgliedsstaaten 
wie deutsche Arbeitskräfte 
anstellen, ohne dass eine Er-
laubnis benötigt wird. Wer eine 
ausländische Haushalts- und 
Betreuungskraft anstellt, muss 
den für Deutschland jeweils 
gültigen Mindestlohn zahlen. 
Dazu fallen auch Arbeitgeber-
beiträge zur Sozialversicherung 
und Beiträge für die Berufsge-
nossenschaft an.

Haushalte müssen daher 
mindestens mit Kosten in Höhe 
von mindestens 2.000 Euro pro 
Monat rechnen. Hinzu kommen 
weitere Kosten, wie zum Bei-
spiel für Telefon, Internetzu-
gang oder Fahrtkosten.

Eine 24-Stunden-Betreuung 
durch eine einzige Person ist 
legal nicht möglich. Die tägli-
che Arbeitszeit der Haushalts-
hilfe an Werktagen darf durch-
schnittlich nicht mehr als acht 
Stunden betragen, die Wochen-
arbeitszeit darf 48 Stunden 
nicht überschreiten. Bei einer 
Vollzeitanstellung besteht zu-
dem ein Urlaubsanspruch von 
mindestens 24 Tagen pro Jahr. 
Auch wer eine Hilfskraft ein-
stellt, sollte die Pflege und Be-
treuung auf mehrere Schultern 
verteilen.

Entsendungsauftrag an 
ausländiche Agentur

Eine andere Möglichkeit 
besteht darin, einen ausländi-
schen Dienstleister zu beauftra-
gen, der eine Angestellte in den 

Haushalt schickt. Bei dieser so-
genannten Entsendung entfal-
len für den Pflegebedürftigen 
die Arbeitgeberpflichten. Eine 
deutsche Vermittlungsagentur 
hilft in der Regel bei der Orga-
nisation. Der Haushalt schließt 
also zwei Verträge ab: einen mit 
dem ausländischen Unterneh-
men, das eine Hilfskraft schickt, 
und einen weiteren mit dem 
Vermittlungsunternehmen, das 
die Organisation und Kommu-
nikation übernimmt.

Da der*die Pflegebedürftige 
und seine*ihre Angehörigen nur 
Kund*innen des ausländischen 
Unternehmens sind, sollten 
sie eigene Wünsche im Vorfeld 
ausführlich absprechen und 
vertraglich festhalten.

Ausländische Dienstleister 
verlangen – gestaffelt nach 
Umfang des Hilfebedarfs und 

nach Sprachkompetenz des 
Personals – unterschiedliche 
Preise. Dabei müssen auch 
die ausländischen Arbeitge-
ber wenigstens den deutschen 
Mindestlohn zahlen. Zusätzlich 
muss das Unternehmen für sei-
ne Arbeitnehmenden im Hei-
matland Beiträge und Abgaben 
zahlen. Daher ist mit Preisen 
von mindestens 2.000 Euro 
pro Monat zu rechnen. Für eine 
entsandte Hilfskraft kann man 
im Durchschnitt mit monatli-
chen Kosten von etwa 2.300 
bis 3.000 Euro rechnen. Hinzu 
kommen häufig die Gebühren 
der Vermittlungsagentur.

Wichtig: Bevor die Haushalts-
und Betreuungshilfe ihre Arbeit 
aufnimmt, sollten Sie sich die 
Bescheinigung A 1 vorlegen 
lassen und eine Kopie abhef-
ten. Diese Bescheinigung weist 
nach, dass die Betreuungskraft 
in ihrem Heimatland sozialver-
sichert ist.

Selbstständige Hilfskraft 
beschäftigen

Die letzte Variante ist die Be-
schäftigung einer selbstständi-
gen Hilfskraft. Diese ist jedoch 
nur sehr eingeschränkt zu emp-
fehlen, weil sich Selbstständige 
oft in einer rechtlichen Grauzo-
ne zur Scheinselbstständigkeit 
bewegen.

Die wichtigsten Bedingungen 
und Voraussetzungen für eine 
legale Beschäftigung finden Sie 
als kostenlosen Download auf 
der Webseite der Verbraucher-
zentrale unter: https://www.
verbraucherzentrale.de.

Quelle: Verbraucherzentrale

Rechtliche Regelungen für ausländische Pflegekräfte in Privathaushalten

Frauen aus Osteuropa werden 
oft privat als Pflegekraft einge-
stellt mit der Erwartung, dass 
sie rund um die Uhr arbeiten.

Foto: agenturfotografin / AdobeStock

Laborwerte checken
Weit mehr als hundert verschiedene Laborwerte können bei 

Analysen ausgewertet werden. Für Laien sind die Ergebnis-
se häufig nicht leicht einzuordnen. Deshalb hat die Techniker 
Krankenkasse den Laborwert-Checker gemeinsam mit Medi-
zinerinnen und Medizinern des TK-Ärztezentrums entwickelt, 
der in die TK-Doc-App integriert wurde. Damit können Ver-
sicherte per Smartphone unkompliziert mehr als 120 Werte 
wie etwa Cholesterin, Triclyceride oder Blutzucker mit den 
bekannten Normwerten abgleichen. Dabei wird auch das an-
gegebene Alter sowie das Geschlecht berücksichtigt. Sind die 
eingegebenen Werte zu hoch oder zu niedrig, weist die digitale 
Anwendung darauf hin. Zudem erhalten die Nutzer*innen Infos 
zu möglichen Ursachen und eventuellen weiteren Schritten.

Die Doc-Check-App steht in Rheinland-Pfalz rund 500.000 
TK-Versicherten zur Verfügung. Über die App ist es auch mög-
lich, Termine für eine ärztliche Videoberatung beziehungswei-
se für bestimmte Erkrankungsbereiche eine Online-Sprech-
stunde zu vereinbaren, die Live-Chat-Funktion zu nutzen oder 
direkt im TK-Ärztezentrum anzurufen.

Die App ist kostenlos im App Store von Apple und im Google 
Play Store verfügbar. Aktiviert wird sie mit der TK-Versicher-
tennummer, dem Geburtsdatum und einem selbst gewählten 
Passwort.        Quelle: TK Rheinland-Pfalz
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Besuchen Sie uns
auch im Internet

www.sovd-bawue.de

Besuche statt Versammlung
Die geplante Jahreshauptversammlung des Ortsverbandes Hockenheim musste erneut abgesagt 

werden. Daher beschloss der Vorstand, nicht länger zu warten und die Ehrungen langjähriger Mit-
glieder aus 2020 und 2021 mit Besuchen oder per Post vorzunehmen. 

Die Vorsitzende Heidegard 
Busch konnte einigen Mitglie-
dern unter Einhaltung der Coro-
na-Regeln die Ehrenurkunden 
persönlich überbringen. Für 
Mitglieder der weiteren Umge-
bung war das nur auf dem Post-
weg möglich. Die Namen sind 
in der unten stehenden Tabelle 
aufgelistet.

Der Ortsverband Hockenheim 
möchte bei dieser Gelegenheit 
seine Mitglieder bitten, Ände-
rungen persönlicher Daten, wie 
Adresse, Telefonnummer usw., 
die für den SoVD wichtig sind, 
beim Orts-, Kreis – oder Lan-
desverband zu melden. Das ver-
meidet unnötige Kosten zum 
Beispiel durch die Zusendung 

der Mitgliederzeitung an die 
falsche Adresse. 

Der Vorstand hofft darauf, 

dass bald wieder persönliche 
Treffen im Ortsverband Ho-
ckenheim möglich sein werden.

Ortsverband Hockenheim ehrte treue Mitglieder der letzten beiden Jahre

Von links: Jubilarin Ingeborg Rothacker, Vorsitzende Heidegard 
Busch und Jubilarin Anneliese Beiler.

Liebe Mitglieder, Freundinnen 
und Freunde des SoVD,

jetzt waren wir erleichtert, 
dass Corona nicht mehr unser 
Leben bestimmt und wir so 
langsam wieder in die Normali-
tät zurückkehren können.

Kaum hoffnungsfroh gedacht, 
erschüttert uns der vom russi-
schen Präsidenten befohlene, 
ungeheuerliche Angriff auf die 
Ukraine am 24. Februar bis ins 
Mark. Wir sind geschockt von 
der Kaltblütigkeit, wie die At-
tacken auch die Zivilbevölkerung treffen, und erleben, wie die 
Menschen – überwiegend Frauen und Kinder – verzweifelt um ihr 
Leben bangend ihre Heimat und ihr geliebtes Land verlassen.

Die russische Regierung spricht von einem „Spezial-Einsatz“ 
und jede*r, der das Wort „Krieg“ in Russland auch nur ansatzweise 
ausspricht, wird verhaftet. Mittlerweile wurde eine Gesetzesände-
rung vom russischen Parlament verabschiedet, das die Verbreitung 
angeblicher Falschinformationen der Medien über die russischen 
Streitkräfte mit hohen Geldstrafen und bis zu 15 Jahren Haft be-
straft. In unserer Demokratie wäre dies unvorstellbar.

In vielen deutschen und anderen Städten weltweit sind die 
Menschen aus Protest gegen den russischen Angriff auf die Stra-
ße gegangen. Dies sind Appelle an den russischen Präsidenten, 
diesen grausamen Krieg zu beenden. Tatsächlich stehen wir aber 
ohnmächtig und sprachlos dem Geschehen gegenüber.

Die Kehrtwendung der Regierung in der Verteidigungs- und Au-
ßenpolitik wird von der überwiegenden deutschen Bevölkerung als 
angemessen erachtet. Die gegenüber Russland verhängten Sankti-
onen sind richtig, aber sie treffen die deutschen Verbraucher*innen 
ganz real an den Tankstellen, da der Risikoaufschlag auf den Öl-
preis sich drastisch im Geldbeutel bemerkbar macht. Ein Ende der 
Steigerung der Energiekosten ist nicht in Sicht.  Schleichend sind 
die Preise für sämtliche Lebensmittel und Wirtschaftsgüter ge-
stiegen, die durch die Inflation ohnehin schon für Mehrausgaben 
gesorgt haben. Dies trifft natürlich in besonderem Maße die sozial 
schwächergestellten Menschen in Deutschland. Die Politik wäre 
gut beraten, hier einen Ausgleich zu schaffen.

Demgegenüber steht das unsagbare Leid der Menschen, die ihre 
Liebsten und ihr Zuhause durch den Krieg verloren haben, selbst 
ums Überleben kämpfen, fliehen und oft nicht wissen, wo sie si-
cher unterkommen. Vor allem Kranke, Alte und Menschen mit Be-
hinderungen, denen es nicht möglich ist zu flüchten, sind im Krieg 
völlig schutzlos und benötigen unbedingt Unterstützung. 

Wir danken auf diesem Wege ganz herzlich all unseren SoVD-
Mitgliedern, Gönnerinnen und Gönnern für ihre Hilfs- und Spen-
denbereitschaft für die Bevölkerung der Ukraine. Die Bereitschaft, 
Geflüchtete aufzunehmen, erfährt in ganz Europa eine breite So-
lidarität und ist ein großes Signal. Es beweist, dass die Menschen 
in dieser Not eine Einheit bilden und mit breiter Mehrheit den 
unsinnigen, gegen die Menschenrechte verstoßenden, vom russi-
schen Machthaber initiierten Krieg verurteilen.

Wie unbedeutend ist es doch in diesen Zeiten, wenn ich Ihnen 
abschließend mitteile, dass die diesjährige IBO, aus der sich der 
SoVD des Bodensee-Albkreises coronabedingt vorsorglich für 
dieses Jahr zurückgezogen hat, nun auch vom Messeveranstalter 
abgesagt wurde.

In diesem Sinne: Bleiben Sie zuversichtlich!

Ihre Heike Sommerauer-Dörzapf, Landesgeschäftsführerin

Editorial

Heike  
Sommerauer-Dörzapf

Jubilarinnen und Jubilare 
im Jahr 2020:

55 Jahre: Anita Brehm, Wal-
ter Wröbel

45 Jahre: Kristine Nowak
40 Jahre: Anni Hauser, Sieg-

fried Renz
35 Jahre: Ingeborg Rotha-

cker, Karl Rüttinger, Reinhard 
Linde

30 Jahre: Heidegard Busch, 
Werner Hagmann, Joachim E. 
Langhein, Horst Rillig

25 Jahre: Ulrike Kapps, Her-
mann Horn, Klaus Wilhelm 

Erb, Gerhard Kraft, Wolfgang 
Nickler

10 Jahre: Markus Hock, Harald 
Manß.

Jubilarinnen und Jubilare im 
Jahr 2021:

40 Jahre: Anneliese Beiler
35 Jahre: Irene Hege
30 Jahre: Selma Beck, Hans 

Beck, Rudi Ammann, Wolfgang 
Enderle, Hans Peter Gottschalk, 
Paul Stohner, Theo Söhngen

25 Jahre: Magdalena Fleige, 
Doris Herrmann, Beate Wiede-

mann
20 Jahre: Angelika Clark, Ib-

rahim Güzel, Steffen Bulling, 
Paul Stahl, Jürgen Schlampp, 
Karl-Heinz Kraus

10 Jahre: Hella Geigen-
müller, Birgitta Gundersdorff, 
Ingeborg Schmeckenbecher, 
Elke Vielforder, Senta Schöp-
fer, Hans-Jürgen Schöpfer, 
Frieder Rösch.

Der Vorstand bedankt sich 
bei allen Genannten für deren 
langjährige Treue.

Ehrungen 2020 und 2021

Neuer Vorstand gesucht
Nach mehrmaligem coronabedingtem Aufschub soll die Jahreshauptversammlung am 21. Mai 

stattfinden. Der bisherige Vorstand soll fast vollständig durch neue Mitglieder ersetzt werden, „um 
frischen Wind“ in den Ortsverband Albstadt zu bringen.

Für die Fortführung des 
Ortsverbandes ist die Beset-
zung folgender Positionen 
notwendig: 1. Vorsitzende*r, 
stellv. Vorsitzende*r (op-
tional), Schatzmeister*in, 
Schriftführer*in, Frauenspreche-
rin (optional), Beisitzer*innen 
(optional). Laut Satzung be-
steht ein Ortsvorstand in der 
Regel aus fünf, kann aber auch 
aus mindestens drei Personen 
bestehen. Verschiedene Ämter 

können auch von einer Person 
besetzt sein, nur der Schatz-
meisterposten darf nicht von 
dem*der 1. oder 2. Vorsitzenden 
bekleidet werden.

Der derzeitige Vorstand um 
Simone Saible und Martina 
Matthes hofft sehr, dass sich 
genügend Interessenten für 
die Kandidatur zur Verfügung 
stellen. Immerhin hat der Orts-
verband beinahe 1.000 SoVD- 
Mitglieder.

Die neuen Vorstandsmitglie-
der werden selbstverständlich 
durch den alten Vorstand in ihre 
Positionen eingearbeitet. Auch 
die Kreisvorsitzende des Bo-
densee-Albkreises, Conny Boldt, 
und die Landesgeschäftsführe-
rin Heike Sommerauer-Dörzapf 
haben ihre Unterstützung zuge-
sagt. Interessenten können sich  
telefonisch oder per E-Mail 
(Kontakte siehe: www.bawue.
de) melden.

Jahreshauptversammlung im Ortsverband Albstadt im Mai geplant

Landesverband
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Baden-Württemberg Hinsichtlich der Auskunftertei-
lung und Beratung verweisen wir 
auf die jeweiligen Sprechstun-
den der Kreise und Ortsverbände
E-Mail: info@sovd-bawue.de



Sozialrechtsberatung Albstadt
Die Sozialberatung in der Son-

nenstraße 16 in 72458 Albstadt 
erfolgt nur nach Terminverein-
barung unter Tel.: 07431 / 26 30.

Sprechstunden und Sozialbe-
ratung Friedrichshafen

Die Sprechstunden finden 
jeden zweiten Dienstag Monat, 
von 14 bis 16 Uhr, in der Man-
zeller Straße 4, 88045 Fried-
richshafen / Schnetzenhausen 
statt. In dringenden Fällen wen-

Aufgrund der Corona-Krise finden die genannten Angebote unter Vorbehalt statt.  Bitte erkundigen 
Sie sich unter den angegebenen Telefonnummern, ob, wann, wo und wie die Beratung stattfindet. 

Ortsverband Höpfingen
26. April, 14.30 Uhr: Infonachmittag im Gasthof „Zum Ochsen“ 

in Höpfingen.

Ortsverband Bodman-Ludwigshafen
30. April, 14.30 Uhr: Jahreshauptversammlung mit Neuwahlen 

im Restaurant „Rosmarin“, Überlinger Straße 26, Bodman-Ludwigs-
hafen. Um Anmeldung wird gebeten bis 24. April bei Conny Boldt 
unter Tel.: 07771 / 91 98 250.

Ortsverband Ravensburg
Vorschau: 1. Juni, 14.30 Uhr: Jahreshauptversammlung mit 

Neuwahlen. Die Veranstaltung findet im Nebenzimmer des Ho-
tels „Goldene Uhr“, Saarlandstraße 44, 88212 Ravensburg, statt. 
Teilnehmer*innen werden gebeten, sich bis spätestens 25. Mai bei 
Conny Boldt, Tel.: 07771 / 91 98 250, anzumelden.

Sprechstunden

Termine

den Sie sich bitte an Willy Pitz-
ner, Tel.: 07541 / 72 702. 

Sozialberatung Mannheim
Informationen zu Terminen 

der Rechtsberatungsstelle 
Mannheim erhalten Sie unter 
Tel.: 0621 / 84 11 51.

Sozialberatung im Raum 
Neckar-Odenwald

Die Sozialsprechstunden im 
Raum Neckar-Odenwald fin-
den im Gasthaus „Zum Och-

sen“ in Höpfingen statt. Für 
die Beratungen sind Termin-
vereinbarungen unter Tel.: 
0621 / 84 11 51 unbedingt er-
forderlich.

Sozialberatung im Raum  
Mittelbaden und Südbaden

Die telefonische Sozialbera-
tung findet unter Tel.: 0621 / 
84 11 51 statt. Für sonstige 
Fragen steht die Landesge-
schäftsstelle unter Tel.: 0621 / 
84 14 172 zur Verfügung.

Sozialberatung im Bezirk 
Bodensee-Alb

Siehe Informationen im Kas-
ten links.

Sozialberatung Kreisverband 
Stuttgart

Jeden 3. Mittwoch im Monat 
(außer Dezember) findet eine 
Sozialberatung im Beratungs-
büro des Generationenhauses 
Heslach, Gebrüder-Schmid-
Weg 13, 70199 Stuttgart statt, 
jedoch nur nach vorheriger Ter-
minvereinbarung mit der Sozi-
alberatungsstelle in Mannheim 
unter Tel.: 0621 / 84 11 51.

Beratung am Bodensee
Der SoVD-Kreisverband Bodensee-Alb freut sich, Ihnen 

mitteilen zu können, dass die Sozialrechtsberatung im Raum 
Bodensee wieder aufgenommen wird. Für den seit Jahres-
ende im Ruhestand befindlichen Rechtsanwalt Jürgen Nes-
weda konnte die Rechtsanwältin Anika Görlitz-Kernbach ge-
wonnen werden. Diese wird zunächst am 6. April und danach 
immer einmal monatlich am ersten Mittwoch eines Monats 
die persönliche Beratung in Kressbronn durchführen. Termine 
können über die Sozialrechtsberatungsstelle in Albstadt bei 
Frau Matthes vereinbart werden: Tel. 07431 / 26 30 oder per  
E-Mail sovd.albstadt@sovd-bawue.de.

70 Jahre: 2.4.: Kurt Schmidt, Neulußheim; 13.4.: Wolfgang Mo-
ritz, Nußloch; 14.4.: Ingrid Herrmann, Mosbach; 19.4.: Ruza Mari-
janovic, Ladenburg; 21.4.: Gretel Warnke, Neckartailfingen; 23.4.: 
Elisabeth Wider, Lindau.

75 Jahre: 14.4.: Roland Faulhaber, Stetten; 29.4.: Heidegard 
Busch, Hockenheim.

80 Jahre: 6.4.: Edda Schädlich, Filderstadt; 18.4.: Margit Diet-
rich, Mannheim; 25.4.: Marko Jakopic, Überlingen; 28.4.: Helmut 
Neudert, Lindau.

85 Jahre: 15.4.: Waltraud Wettstein, Plankstadt; 17.4.: Wolfgang 
Proffen, Mannheim.

92 Jahre: 25.4.: Ilse Mannsdörfer, Stuttgart; 30.4.: Hannelore 
Müller, Mannheim.

93 Jahre: 7.4.: Liselotte Apel, Albstadt.
100 Jahre: 11.4.: Lina Lüdke, Salach.

Auch den hier nicht genannten Mitgliedern, die im April ihren 
Ehrentag feiern, wünscht der Landesvorstand Glück und Gesund-
heit auf ihrem weiteren Lebensweg. Diesen Wünschen schließen 
sich auch die Kreis- und Ortsverbände auf das Herzlichste an. 

Unseren kranken Mitgliedern wünschen wir baldige Genesung 
und die vollständige Wiederherstellung ihrer Gesundheit.

Glückwünsche
Willst du den Charakter eines Menschen erkennen, 
so gib ihm Macht.

Abraham Lincoln

Bei E-Autos, Hybriden und 
Verbrennern mit Automatikge-
triebe rät der ACE (Auto Club 
Europa), Europas Mobilitäts-
begleiter, davon ab, selbst ab-
zuschleppen, um Schäden am 
Hochvoltsystem oder Automa-
tikgetriebe vorzubeugen.

Schäden im Leerlauf
Der Grund: Autos mit Schalt-

getriebe werden im Leerlauf 
abgeschleppt, um den Motor 
von den Rädern zu trennen. 
Doch das ist bei Elektroautos 
und vielen Hybridfahrzeugen 
nicht möglich. Die Räder dre-
hen die Elektromotoren mit, 

wodurch die Motoren Strom er-
zeugen. In diesem Moment der 
Stromerzeugung, ohne dass das 
Auto betriebsbereit ist, kann die 
Leistungselektronik oder die 
Batterie beschädigt werden. 
Auch Automatikgetriebe kön-
nen Schaden nehmen, wenn 
sie durch die Räder des Autos 
statt vom Motor angetrieben 
werden.

Profitechnik nötig
Die Lösung: Um Schäden 

zu verhindern, werden bei E-
Fahrzeugen, Hybriden und Au-
tomatikwagen zum Abschlep-
pen die Räder angehoben. Die 

nötigen technischen Vorrich-
tungen bringen professionelle 
Abschleppdienste mit.

Pannen sind seltener
Stefan Bienert, Leiter der 

Abteilung Vertragspartnerma-
nagement beim ACE, beruhigt: 
„Unsere jüngsten Erfahrungen 
zeigen, dass E-Autos im Ver-
gleich zum Verbrenner seltener 
liegen bleiben. Das liegt einer-
seits natürlich daran, dass der 
Fahrzeugbestand noch recht 
jung und die batterieelektri-
schen Pkw größtenteils neu-
wertig sind. 

Andererseits setzt sich ein 
Elektrofahrzeug aus weniger 
Bauteilen zusammen und ver-
fügt so von Haus aus über we-
niger Fehlerquellen: Ob Zünd-
anlage, Gemischaufbereitung 
oder Antrieb, dem E-Auto sind 
diese Fehlerquellen weitestge-
hend fremd, während sie beim 

Verbrenner zu den häufigsten 
Fehlerursachen zählen.“

In die Anleitung gucken
Der ACE rät im Fall der Fälle, 

zuerst in die Anleitung des Au-
tos zu schauen, ob das eigene 
Fahrzeug selbst abgeschleppt 
werden kann. Wer auf Nummer 
sicher gehen will, kann auf ei-

Eine Autopanne kommt meist dann, wenn man es am wenigsten erwartet. Doch was ist im Ernstfall 
zu tun? Woher weiß ich, ob das eigene Auto von einem anderen Auto abgeschleppt werden kann? 
Während sich das selbstständige Abschleppen bei herkömmlichen Verbrennern mit Schaltgetriebe 
vergleichsweise einfach gestaltet, wird es bei anderen Antriebsarten komplizierter. 

Schaden an Getriebe oder Batterie droht
Bei einer Autopanne mit E-Auto, Hybridauto und Automatikschaltung lieber nicht selbst abschleppen

Ein Elektroauto muss anders abgeschleppt werden als ein Auto 
mit Getriebe. Abschleppdienste haben die nötige Technik dafür.

Foto: Horst Schmidt / Adobe Stock

nen professionellen Abschlepp-
dienst zurückgreifen. Dies gilt 
im Übrigen für alle Antriebe, 
denn auch beim Abschleppen 
eines Pkw mit Schaltgetriebe 
gibt es viel zu beachten. Es be-
steht Verletzungs- und Unfall-
gefahr, zum Beispiel, wenn sich 
die Abschleppstange unvorher-
gesehen aushängt.    Quelle: ACE

Warmworld / Adobe Stock
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sovd.de/altersarmut-check

sovd.de/rentenrechner

sovd.de/pflegegradrechner

sovd.de/widerspruchstool

Online-Tools des SoVD Foto: sururu / Adobe Stock
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In diesem Monat dreht sich fast alles um Ostereier – sie werden erst bemalt, dann 
versteckt und schließlich aufgegessen. Damit du schon einmal für die Eiersuche trai-
nieren kannst und dir die Zeit bis dahin nicht zu lang wird, haben wir uns dieses Rätsel 
ausgedacht. Guck dir diese Seite einmal ganz genau an: Wie viele Hasen kannst du 
hier entdecken? Die auf dem Buch unten abgebildeten Hasen zählen nicht mit! 

Die richtige Zahl an Langohren schickst du dann an die Redaktion. Du erreichst uns 
per Post unter: SoVD-Zeitung, Stichwort „Osterrätsel“, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Per E-Mail schreibst du mit dem Betreff „Osterrätsel“ an: redaktion@sovd.de. 
Einsendeschluss ist der 15. April. Wir wünschen dir und deiner Familie schon 
jetzt viel Spaß sowie frohe Ostern! 

Freche Häschen außer Rand und Band
Diese Kerlchen haben es faustdick hinter den Ohren – wie viele von ihnen tummeln sich auf dieser Seite?

Penguin Junior, ab 4 Jahren, 
32 Seiten, ISBN: 978-3-

328-30058-8, 14 Euro.

sie über die Wiese rasen und 
Fußball spielen. Denn gemein-
sam geht alles besser. Und 
wenn man sich hilft, sind am 
Ende alle Gewinner!

Sabine Praml, Christiane 
Hansen: Wenn sieben wil-
de kleine Hasen dem Nach-

barn gleich zu Hilfe rasen. 
Oetinger, 32 Seiten, ab 3 
Jahren, ISBN: 978-3-7512-
0166-7, 14 Euro.

Grafiken: shockfactor, xana_ukr, vejaa / Adobe Stock; Montage: SoVD

Bär und Maus – 
Jeden Tag und für immer

Bär und Maus sind allerbeste 
Freunde. Doch Maus fragt sich, 
ob das so bleiben wird und ob 
Bär wirklich immer da sein wird, 
um ihre Hand zu halten und ihr 
zu helfen. Wenn sie einen Fluss 
überqueren muss oder etwas 
ganz Blödes macht. Und was, 
wenn sie an einen Ort gehen 
muss, an den Bär nicht folgen 

kann? Was dann? Dann 
wird Bär sicher traurig 
sein. Aber er wird sich 

an die gemeinsame 
Zeit erinnern und 
an die Geschich-
ten, die sie sich 

erzählt haben. 
Und er wird Maus immer bei 
sich haben – in seinem Herzen. 
Jeden Tag und für immer.

Christopher Cheng, Stephen 
Michael King: Bär und Maus – 
Jeden Tag und für immer. Cbj, ab 
4 Jahren, 32 Seiten, ISBN: 978-3-
570-17992-5, 14 Euro.

Glitzer für alle!
Paul findet im Kindergar-

ten eine Glitzerkrone. 
Aber sein Freund 
Tarek meint, dass 
nur Mädchen mit 
Glitzersachen spielen. 
Was passiert, wenn es ein Junge 
trotzdem macht? Gibt es dann 

eine Explosion? 

Oder verwandelt er 
sich in einen Glitzer-
stern? Paul und Tarek 
sind mutig und probieren 
es aus, selbst wenn die ande-
ren Kinder darüber lachen. Und 
da traut sich auch Tilly etwas: 
Sie verteidigt Paul und Tarek. 
Denn natürlich sind auch Mäd-

chen mutig und stark.
Die Bilderbuch-

Geschichte bestärkt 
Kinder darin, zu sich 

selbst zu stehen, und 
lädt dazu ein, Geschlech-

terrollen zu hinterfragen.

Milena Baisch und Eefje Kuijl: 
 Glitzer für alle.

Wenn sieben wilde kleine 
Hasen dem Nachbarn 
gleich zu Hilfe rasen

Oh nein, der Nachbar hat ein 
Gipsbein und kann sich kaum 
bewegen! Sofort sind die sie-
ben kleinen Hasen zur Stelle 
und greifen Herrn Meier unter 
die Arme. Sie räumen bei ihm 
auf, kaufen für ihn ein und sor-
gen dafür, dass es dem alten 
Herrn Meier schon bald 
wieder richtig gut geht. 

Im Gegenzug hilft 
Herr Meier dann den 
kleinen Hasen als 
Schiedsrichter aus, 

wenn 
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Gibt’s doch gar nicht, oder?

Weltrekord mit 105 Jahren
Julia Hawkins lebt in Louisiana im Süden der USA. Sie ist ihr ganzes Leben lang vorwiegend Fahrrad 

gefahren und entdeckte erst vor wenigen Jahren die Leichtatlethik für sich. Bereits bei ihrem ersten 
Wettbewerb stellte die 1916 geborene Frau einen neuen Weltrekord über 100 Meter in der Klasse der 
Senior*innen auf. Dies trug ihr den Spitznamen „Hurricane“ („Wirbelsturm“) ein.

Buchtipp

Denksport

Wir suchen die Nachnamen von neun gewählten deutschen 
Bundeskanzler*innen. Diese haben wir nicht nur waagerecht, senk-
recht und diagonal versteckt, sondern zusätzlich sowohl vorwärts 
als auch rückwärts geschrieben. Viel Erfolg beim Entschlüsseln!

Die Auflösung finden Sie auf Seite 18 in dieser Ausgabe.

Rassismus findet sich in jedem Bereich unseres Lebens und 
unserer Gesellschaft. Allerdings haben wir nicht gelernt ihn 
zu erkennen, geschweige denn darüber zu sprechen. Dabei ist 
Rassismuskritik kein Trend und keine Phase. Rassismuskritisch 
denken und leben bedeutet, unsere Gesellschaft aktiv mit- und 
umzugestalten, um so letztlich 
eine gerechtere Welt für uns 
alle zu schaffen. 

Die Auseinandersetzung mit 
Rassismus eröffnet dabei einen 
neuen Blick auf uns selbst und 
unsere Mitmenschen. Tupoka 
Ogette gibt in ihrem Buch all-
tagsnahe Anregungen, wie wir 
lernen können, rassismuskri-
tisch zu leben – in der Familie, 
im Freundeskreis, im Beruf und 
in der Freizeit.

Tupoka Ogette: Und jetzt du. 
Rassismuskritisch leben. Penguin, 
336 Seiten, ISBN: 978-3-328-
60218-7, 22 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie uns unter dem Betreff „Und jetzt du“ per E-
Mail an: redaktion@sovd.de oder aber mit gleichem Stichwort 
per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. 
Einsendeschluss ist der 15. April.

Und jetzt du – 
rassismuskritisch leben

Kanzler*innen gesucht

Am häufigsten konnte man die 
Seniorin bei der Arbeit in ihrem 
riesigen Garten antreffen. Aus-
gerechnet an ihrem hundertsten 
Geburtstag beschloss die rüstige 
Dame dann jedoch, dass es Zeit 
sei, sich zusätzlich fit zu halten. 
Kurz entschlossen begann sie zu 
laufen. Seither startete die drei-
fache Urgroßmutter bei diversen 
Leichtathletik-Wettbewerben 
für Senior*innen und stellte da-
bei regelmäßig Weltrekorde auf. 

Das gelang Julia „Hurricane“ 
Hawkins erneut vor wenigen 
Monaten, als sie in ihrem Hei-
matstaat  bei den „Senior Games“ 
antrat. Die US-Amerikanerin lief 
dort die 100-Meter-Strecke in 
knapp über einer Minute. Das 
war in dieser Altersklasse zu-
vor noch niemandem gelungen. 
Zugegeben, die Konkurrenz der 
105-Jährigen ist überschaubar. 
Das aber schmälert natürlich in 
keiner Weise ihre Leistung. 

Die New York Times befragte 
die Rentnerin einmal zu ihrem 
Training. Dabei gab diese un-
umwunden zu, dass sie es mit 

den Vorbereitungen insgesamt 
geruhsam angehen lasse. Sie 
spare sich ihre Kraft lieber für 
das jeweilige Rennen auf.

In ihrer Altersklasse ist Julia Hawkins einsame Spitze. Regelmäßig 
sorgt die 105-jährige Läuferin bei Wettbewerben für Rekorde.

Beginn des Bosnienkrieges
Der Krieg in der Ukraine sorgt seit Wochen für Leid und Zerstörung. Mit ähnlicher Not waren die 

Menschen in Europa zuletzt nach dem Zerfall von Jugoslawien konfrontiert. Vor allem nationalistische 
Gruppierungen heizten die Spannungen zwischen Serben, Kroaten und Bosniaken immmer mehr an. 
Am 7. April 1992 erkannten die Europäische Union (EU) und die USA die unabhängige Republik Bosnien 
und Herzegowina offiziell an. Damit begann vor 30 Jahren der Bosnienkrieg, in dessen Verlauf rund 
100.000 Menschen starben und zwei Millionen Menschen vertrieben wurden.

Zeitmaschine

Wie will man begreifen, was 
Krieg bedeutet? Die Fassungs-
losigkeit angesichts maßlosen 
Leidens brachte der Musiker Udo 
Lindenberg vielleicht am besten 
auf den Punkt: „Keiner will ster-
ben, das ist doch klar. Wozu sind 
denn dann Kriege da?“

Auf dem Gebiet des früheren 
Jugoslawiens kam es ab 1990 
zu immer größeren Spannun-
gen zwischen den unterschied-
lichen Volksgruppen. Ein ethni-
sches Miteinander wollte nicht 
mehr gelingen und immer mehr 
Regionen strebten nach Unab-
hängigkeit. An der internatio-
nalen Anerkennung der Repu-
blik Bosnien und Herzegowina 
entzündete sich schließlich ein 
Krieg furchtbaren Ausmaßes. In 
dessen Verlauf kam es zu Ver-
treibungen, die beschönigend 
als „ethnische Säuberungen“ 
bezeichnet wurden.

Nachdem serbische Truppen 
die Stadt Srebrenica eingenom-
men hatten, erschossen sie im 

Juli 1995 systematisch rund 
8.000 muslimische Männer. Es 
war nicht nur der schlimmste 
Völkermord in Europa seit dem 
Zweiten Weltkrieg, sondern 
stellte auch die Handlungsfä-
higkeit der Vereinten Nationen 
(UN) infrage. Schließlich fand 

das Massaker in einer durch die 
UN eingerichteten Schutzzone 
statt. Im Jahr 2017, also über 
zwei Jahrzehnte später, wurde 
der bosnisch-serbische Ex-Ge-
neral Ratko Mladic wegen Völ-
kermordes zu lebenslanger Haft 
verurteilt.

Infolge des Bosnienkrieges wurden zahllose Gebiete unbewohnbar, 
so etwa auch die Stadt Grbavica in der Nähe von Sarajevo.

Foto: ZUMA Wire / IMAGO

Foto: Sandor Jackal / Adobe Stock; Montage: SoVD
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

183

4 9 2 8
3 9

9 5 4 1
8 9 1 4
3 4 9 7 1

2 3 6 9
7 9 3 6

7 5
5 3 8 7

7 4 3 2
3 1 9
1 6 9 8

3 4
4 2 1

1 6
2 5 7 4

8 4 2
3 5 7 1

8 5 7 6 3 4 2 1 9
1 9 3 7 5 2 4 6 8
6 2 4 9 8 1 3 5 7
5 4 2 8 1 7 9 3 6
7 1 6 2 9 3 5 8 4
9 3 8 5 4 6 7 2 1
4 8 1 3 7 5 6 9 2
3 6 9 4 2 8 1 7 5
2 7 5 1 6 9 8 4 3

9 7 1 5 4 6 2 8 3
6 8 5 3 2 1 7 4 9
4 3 2 9 7 8 1 6 5
7 1 8 6 9 3 5 2 4
3 5 4 2 1 7 8 9 6
2 6 9 4 8 5 3 7 1
5 9 3 8 6 2 4 1 7
8 4 7 1 3 9 6 5 2
1 2 6 7 5 4 9 3 8

Möchten Sie einen unserer Buchpreise gewinnen? Dann notieren 
Sie die eingekreisten Zahlen (von oben nach unten) und schicken 
Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de oder per Post an: SoVD, 
Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. April.

Des Rätsels Lösung
Es war einmal – ein Rätsel
(Ausgabe März, Seite 16)
Das von uns gesuchte Lösungs-
wort lautet „Rapunzel“.

Kanzler*innen gesucht
(Denksport, Seite 17)

Und, haben Sie alle Namen 
entdeckt? Gesucht wurden:

• Konrad Adenauer,
• Ludwig Erhard, 
• Kurt Georg Kiesinger,
• Willy Brandt, 
• Helmut Schmidt, 
• Helmut Kohl, 
• Gerhard Schröder,
• Angela Merkel,
• Olaf Scholz.

Buchtipp

Warum springen wir im Dreieck?
Redensarten hinterfragt

Im 19. Jahrhundert sah man 
Kriminalität als eine Art an-
steckende Krankheit an. Wer 
davon betroffen war, sollte 
möglichst isoliert werden. 
Diese damals als fortschritt-
lich geltenden Ansichten hat-
ten zur Folge, dass Häftlinge 
nicht nur räumlich voneinan-
der getrennt wurden; auch Ge-
spräche untereinander sollten 
unterbunden werden. 

König Friedrich Wilhelm IV. 
ließ zu diesem Zweck in Ber-
lin ein Gefängnis bauen, bei 
dem die Insassen nicht mehr in 
Gemeinschaftszellen, sondern 
einzeln untergebracht waren. 
Wie bei einem Kuchen wurden 
zudem die runden Spazierhöfe 
in einzelne Stücke unterteilt. 
Dort durfte sich jeweils nur ein 
Gefangener bewegen. 

Isolation gilt heute als unmenschlich. Früher allerdings glaubte 
man, so die Verbreitung von Kriminalität eindämmen zu können.

Regt man sich über eine Sache besonders auf und gerät so richtig in Rage, dann kann es schon einmal 
passieren, dass man sprichwörtlich „im Dreieck springt“. Aber hätten Sie gewusst, dass der Ursprung 
dieser Redensart in den früher als Gefängnisse bezeichneten Justizvollzugsanstalten liegt?

Diese Kartoffel wächst am Baum
Hätten Sieʼs gewusst?

Sie ist krumm und ihre Schale 
färbt sich von grün zu gelb. In 
Südamerika oder in Afrika käme 
jedoch niemand auf die Idee, die 
Kochbanane roh zu essen. Dort 
wird sie gegrillt, gebacken, frit-
tiert oder eben gekocht. Ganz 
so also, wie wir gemeinhin mit 
Kartoffeln verfahren.

In Supermärkten kann man 
Kochbananen das ganze Jahr 
über kaufen. Sie werden übri-
gens auch von Menschen ver-
tragen, die auf Gluten allergisch 
reagieren. Ein weiterer Vorteil 
ist, dass unreife Kochbananen 
sich gut zu Mehl verarbeiten 
lassen, das dann zum Beispiel 
als Soßenbinder dient.

Diese Form unmenschlicher 
Isolation war schwer auszuhal-
ten. So kam es immer wieder vor, 

dass ein Häftling vor Wut und 
Verzweiflung in seinem Dreieck 
umhersprang.

Was hat die Natur sich wohl dabei gedacht? Sieht aus wie eine 
Banane, verhält sich dann aber doch wie eine Kartoffel.

Bananen liefern beim Verzehr wichtige Mineralstoffe und dank Fruchtzucker auch Energie. Zudem 
ist das gebogene Obst gut verdaulich. Dieser Punkt allerdings gilt für eine Verwandte der gelben 
Frucht nur eingeschränkt: Die Kochbanane sollte besser nicht roh gegessen werden, da sie viel Stärke 
enthält. Somit gleicht diese Banane eher einer Kartoffel und gilt zu Recht als Gemüse.

Foto: philipk76 / Adobe Stock

Endlich – 
über Trauer reden

Trauer hat ein schlechtes Image. Zu Unrecht. Denn Trauer ist ein 
Prozess, durch den wir lernen, mit unseren Verlusten zu leben. In 
ihrem Buch zeigen Susann Brückner und Caroline Kraft, wie unter-
schiedlich wir trauern. Sie entlarven weitverbreitete Irrtümer darü-
ber, was passiert, wenn ein geliebter Mensch stirbt. Trauer ist nicht 

das, wofür sie gehalten wird. 
Sie kennt keine Regeln, aber sie 
ist gestaltbar. Sie tut weh, aber 
sie ist wertvoll. Höchste Zeit, 
dass wir anfangen, Geschichten 
über das Trauern zu erzählen: 
krasse und zärtliche, schöne 
und wütende, berührende und 
überraschende. Wir können den 
gesellschaftlichen Umgang mit 
Trauer nur verändern, indem 
wir darüber reden: endlich.

Susann Brückner, Caroline 
Kraft: Endlich. Über Trauer reden. 
Goldmann, 240 Seiten, ISBN: 
978-3-442-31633-5, 17 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „endlich“ entweder per E-Mail 
an: redaktion@sovd.de oder mit dem gleichen Stichwort per Post 
an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsen-
deschluss ist der 15. April.
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines Buchpreises bitte bis zum 15. April einsenden an: 
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Mit spitzer Feder

Vorsorge neu denken Die Diplomatenallee
Heike lebt zurückgezogen mit 

Mann und Kindern in Bonn. Eines 
Tages taucht plötzlich ihr alter Uni-
Professor bei ihr auf. Der Leiter des 
Instituts für Graphologie will sich 
Heikes enorme Begabung zunut-
ze machen. Denn niemand kann 
so viel aus einer Handschrift her-
auslesen wie sie. Doch sie vertraut 
dem Professor nicht und möchte 
am liebsten nichts mit ihm zu tun 
haben. Tatsächlich ist dieser in den 
Aufbau der Ständigen Vertretung 
der DDR in Bonn verstrickt. Heike 
gerät in einen Strudel dramati-
scher Begebenheiten.

Annette Wieners: Die Diplomatenallee. Blanvalet, 448 Seiten, ISBN: 
978-3-7645-0775-6, 22 Euro.

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben 
Sie mit dem Betreff „Diplomatenallee“ entweder per E-Mail an: 
redaktion@sovd.de oder mit dem gleichen Stichwort per Post an: 
SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. April.

Buchtipp
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Ihren Durchbruch hatte sie 
1994 an der Seite von Tom 
Cruise in dem Film „Interview 
mit einem Vampir“. Danach sah 
man Kirsten Dunst in Filmen 
wie „Spider-Man“ oder auch in 
Lars von Triers Endzeit-Drama 
„Melancholia“. 

Kaum bekannt ist dagegen 
wohl, dass Kirsten Dunst einen 
deutschen Pass besitzt. Von den 
Besuchen bei ihren Großeltern 
blieb ihr unter anderem das 
schnelle Fahren auf deutschen 
Autobahnen in Erinnerung. Dort 
gilt, anders als in den USA, kein 
generelles Tempolimit.

Sie spielte in zahlreichen Hollywoodfilmen mit und besitzt neben 
der US-amerikanischen auch die deutsche Staatsbürgerschaft. Am 
30. April feiert Schauspielerin Kirsten Dunst ihren 40. Geburtstag.

Erst kürzlich war Kirsten Dunst 
für den Oscar nominiert.

Foto: ZUMA Wire / IMAGO  

Mit deutschem Pass
Kirsten Dunsts Großeltern stammten aus Hamburg

Die 6 bis 10 Jahre alten Kinder besuchen eine Gemeinschafts-
schule in Berlin. Sie kommen aus finanziell schwächeren Familien 
und litten zuletzt besonders unter den Einschränkungen infolge 
der Corona-Pandemie. Jetzt lernen sie über Monate hinweg ein 
Instrument oder singen im Chor. Begleitet werden sie auf diesem 
nicht immer leichten Weg von Bülent Ceylan. Zu ihrem Abschluss-
konzert stehen die Kinder schließlich im Konzerthaus am Berliner 
Gendarmenmarkt gemeinsam mit Profis auf der Bühne.

Ein Hoch auf die Musik
Doku begleitet Kinder aus benachteiligten Familien 

Wie wirkt sich Musik auf das Selbstbewusstsein und die soziale 
Kompetenz von Kindern aus? Die Langzeitdoku „Don‘t stop the 
music“ läuft ab dem 12. April um 22.15 Uhr im ZDF.

Für die ZDF-Show „Mitten im Leben“ stand Annett Louisan 2014 
gemeinsam mit ihrem Idol Udo Jürgens auf der Bühne.

„Vielen Dank für die Blumen“
Chansons voller Wortwitz gepaart mit ihrer unverwechselbaren Stimme machten sie bekannt. Für 

ihr neues Album „Kitsch“ nahm sie als großer Fan von Udo Jürgens unter anderem auch eines seiner 
bekanntesten Lieder auf.  Am 2. April begeht die Sängerin Annett Louisan ihren 45. Geburtstag.

Sie stammt ursprünglich aus 
Sachsen-Anhalt und wuchs in 
einem Dorf in der Nähe von 
Stendal auf. Später zog sie mit 
ihrer Mutter nach Hamburg. Ihre 
Arbeit als Musikerin half Annett 
Louisan dabei, ihr Studium der 
Malerei zu finanzieren.

Erstmals singt Louisan nun 
auch Lieder auf Englisch. Vieles, 
so bekannte die Sängerin kürz-
lich im NDR-Fernsehen, klinge 
dabei einfach romantischer. Vor 
allem verneigt sich die Mutter 
einer Tochter auf ihrem neuen 
Album vor Udo Jürgens, dem 
„überragendsten Chansonnier“.

Annett Louisan interpretiert auf neuem Album ihr Lieblingslied von Udo Jürgens

Foto: STAR-MEDIA / IMAGO

Insgesamt 50 Kinder aus einem sozialen Brennpunkt singen und 
musizieren gemeinsam. Ihr Ziel ist das große Abschlusskonzert.

Bastian Pastewka liebt Krimi-Hörspiele. Sie auch? Seinen Podcast 
„Kein Mucks!“ finden Sie online unter: www.ardaudiothek.de.

Zeitreise ins Hörspiel-Archiv
Im Fernsehen nahm der Komiker in einer nach ihm benannten Serie mit viel Selbstironie sein Leben 

als Promi aufs Korn. Für Radio Bremen präsentiert er in seinem Podcast „Kein Mucks!“ jede Woche 
spannende Kriminalhörspiele. Am 4. April wird das Multitalent Bastian Pastewka 50 Jahre alt.

Bekannt wurde der in Bochum 
geborene Komiker Ende der 
1990er-Jahre durch die Sketch-
sendung „Die Wochenshow“. In 
der Sitcom „Pastewka“ geriet er 
dann regelmäßig in Probleme, 
für die er selbst verantwortlich 
war. Und meist blamierte er sich 
dabei bis auf die Knochen – sehr 
zur Belustigung seiner Fans.

Bastian Pastewka hat noch 
eine weitere Leidenschaft: Er 
liebt Hörspiele. Seine eigene 
Begeisterung für Radio-Krimis 
der 1950er- bis 80er-Jahre ver-
mittelt er sehr unterhaltsam in 
seinem Podcast „Kein Mucks!“.

In seinem Podcast präsentiert Bastian Pastewka alte Radio-Krimis: Kein Mucks!

Foto: Boris Breuer / Radio Bremen

Foto: Christoph Assman, Vielfein / ZDF

Auf dem Empire State Building in New York machte George Takei 
2015 auf die Anliegen des Welt-Aids-Tages aufmerksam.

Botschafter für Verständigung
Als „Mr. Sulu“ steuerte er das Raumschiff Enterprise in der gleichnamigen Fernsehserie durchs All. 

Über seine Arbeit als Schauspieler hinaus engagiert sich der US-Amerikaner mit japanischen Wurzeln 
gegen Rassismus und für die Rechte Homosexueller. Am 20. April wird George Takei 85 Jahre alt.

Geboren wurde George Takei 
in Los Angeles. Als Kind wurde 
der US-Amerikaner japanischer 
Abstammung während des 
Zweiten Weltkrieges für drei 
Jahre in einem Internierungs-
lager eingesperrt. Zwar ließ ihn 
dieses Erlebnis nicht verbittern, 
es war aber möglicherweise 
auch ein Grund dafür, dass er 
schon als junger Mann politisch 
aktiv wurde. 

Für seinen Einsatz im Sinne 
der Völkerverständigung ver-
lieh ihm Japan schließlich 2004 
den „Orden der Aufgehenden 
Sonne“.

George Takei („Star Trek“) setzt sich für den Abbau von Diskriminierung ein

Foto: ZUMA Wire / IMAGO

www.sovd.de/ukrainehilfe
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